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Titelbild/U4: 
Philologenverband Baden-Württemberg

2024 hat begonnen, und die Bildungs-
politik in Baden-Württemberg bewegt 
sich weiter im Schneckentempo vor-
wärts beim Thema G9 – oder ist es 
eben doch der Beginn einer Lawine? 

G9 steht jetzt ganz offiziell auf der 
Tagesordnung des Landtags: Am 
17. Januar war die Zulassung des G9-
Volksantrags Thema im Bildungsaus-
schuss und am 24. Januar wurde sie im 
Plenum des Landtags debattiert. Das 
bedeutet gemäß Volksabstimmungs-
gesetz und Terminplan des Landtags 
auch, dass spätestens in der Plenarde-
batte am 17./18. April im Landtag 
über das G9-Gesetz, das mit dem 
Volksantrag eingereicht wurde, abge-
stimmt werden muss. 

So sehr sich das nach Fortschritt an-
hört, eine gesunde Skepsis ist ange-
bracht: Sowohl von Ministerpräsident 
Kretschmann wie auch von Kultusmi-
nisterin Schopper wurde mittlerweile 
der Satz: »So lange ich im Amt bin, 
gibt es kein G9.« gehört. Und der zä-
he Widerstand des bildungspoliti-
schen Sprechers der baden-württem-
bergischen Grünen in der G9-Debatte 
im Landtag am 20. Dezember unter-
streicht diese Position eines »Mit uns 
nicht!« bzw. einer maximalen Verzö-
gerung und Verschiebung in eine un-
bestimmte Zukunft. – Aber die Luft 
für die Landesregierung wird bei G9 
immer dünner. 

 
Das Bürgerforum G9 
 
hat am 11. Dezember 2023 sein 
Kurzgutachten mit 48 Empfehlungen 
an die Landesregierung übergeben 
und sich mit einer 90 Prozent-Mehr-
heit für ein G9 mit G8-Schnellläufer-
zügen an großen Gymnasien bzw. 
Gymnasien mit entsprechender Pro-
filbildung ausgesprochen. Dabei soll 
der Umstieg nach Bürgerforums-
Empfehlung aufwachsend erfolgen 
und auch der Übergang auf die wei-
terführenden Schulen reformiert 
werden. Eine Wiedereinführung der 
verbindlichen Grundschulempfeh-
lung fand dabei keine Mehrheit. Das 

Bürgerforum empfahl stattdessen 
mehrheitlich eine 2:1-Lösung aus El-
ternwunsch, Grundschulempfehlung 
und einem Test. 

Längerem gemeinsamen Lernen 
wurde vom Bürgerforum mehrheitlich 
eine deutliche Absage erteilt. Auch 
bei der Schulstruktur wurde kein Än-
derungsbedarf gesehen. 

Und das Bürgerforum wurde auch 
in der Ressourcenfrage deutlich: Es 
mahnt einmütig die Umsetzung von 
G9 trotz der damit verbundenen Kos-
ten an. Zur Finanzierung empfiehlt es 
eine Umstrukturierung des Landes-
haushalts: »Die Bildung unserer Kin-
der sollte es uns wert sein!« 

 
Und wie geht es weiter? 
 
Die Zeit bis Mitte April wird politisch 
sehr spannend werden: Legt die Lan-
desregierung bis dahin ein eigenes 
G9-Gesetz vor? (In Übereinstimmung 
mit den Empfehlungen des Bürgerfo-
rums und hinlänglich nahe an der 
Konzeption des Volksantrags?) Oder 
wird der G9-Volksantrag einfach mit 
der Regierungsmehrheit abgelehnt? 

In letzterem Fall hätte sich die Lan-
desregierung in der G9-Frage kom-
plett unglaubwürdig gemacht, denn 
das Ergebnis des eigens von ihr selbst 
initiierten Bürgerforums würde von 
ihr ja einfach ignoriert. Den G9-Initia-
torinnen stünde dann der Weg zu ei-
nem Bürgerbegehren offen, für des-
sen Zulassung allerdings binnen sechs 
Monaten 778 300 Unterschriften (d.h. 
von 10 Prozent der Wahlberechtigten) 
gesammelt werden müssten. 

Das ist eine sehr, sehr hohe, aber 
angesichts der Volksantrags-Dynamik 
bei guter Vorbereitung durchaus 
nehmbare Hürde. Der Philologenver-
band würde in diesem Fall die G9-Ini-
tiatorinnen unterstützen. Aufgrund 
der Kürze der Zeit und der hohen 

Liebe Leserinnen 
und Leser,  

Ralf Scholl 
ist Landesvorsitzender 
des Philologenverbandes 
Baden-Württemberg
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Anzahl an notwendigen Unterstützer-
Unterschriften dürfte allerdings ein 
möglichst breiter Ausbau der G9-Un-
terstützerstruktur schon vorab im ers-
ten Halbjahr 2024 zum entscheiden-
den Faktor werden. Informieren Sie 
sich bitte unter https://g9-jetzt-bw.de! 
Dort finden Sie im Pressespiegel auch 
immer den neuesten Stand der G9-
Debatte. 

Positiv ist jedenfalls, dass 
nicht nur die komplette 
Opposition, sondern 
auch die CDU mittler-
weile öffentlich klar 
für G9 eintritt und mit 
Manuel Hagel als neu-
em Fraktionsvorsitzen-
den und Andreas Sturm 
als neuem bildungspoliti-
schen Sprecher personell jünger 
und frischer aufgestellt in die regie-
rungsinternen Abstimmungsprozesse 
zu G9 startet. Da gibt es Bewegung! 

Wir kämpfen von Seiten des Philo-
logenverbandes auf jeden Fall für ein 
Qualitäts-G9 mit zwanzig zusätzlichen 
Wochenstunden (im Vergleich zu G8), 
das unsere gymnasiale Bildung mit 
entsprechend angepassten Bildungs-
plänen vertieft und mit dem Abitur 
wieder zu einer Hochschulreife mit 
fundierter Studierfähigkeit führt. 

 
Gehaltserhöhungen 2024/2025 
 
Anfang Dezember endeten die TV-L-
Tarifverhandlungen zwischen der Ta-
rifgemeinschaft der Länder und 
DGB/DBB. Das Ergebnis lässt sich 
sehen: Als Inflationsausgleich eine 
Pauschale von 1800 Euro (rückwir-
kend), außerdem für die Monate Ja-
nuar bis Oktober 2024 jeweils 120 
Euro. Im November 2024 folgt dann 
eine Erhöhung um 200 Euro (TV-L) 
bzw. linear um 3,6 Prozent (für Beam-
te) und im Januar 2025 darauf noch 
einmal eine Erhöhung um 5,5 Pro-
zent. Teilzeitbeschäftigte und Pensio-
näre erhalten die pauschalen Inflati-
onsprämien prozentual anteilig. 

Das ist das beste Ergebnis seit Jahr-
zehnten. Diese Erhöhungen gleichen 
die allgemeine Teuerung allerdings 
nur dann aus, wenn die Inflation jetzt 
zügig weiter zurückgeht. 

Editorial

PhV-Klage zur Arbeitszeit- 
ermittlung 
 
Unsere Klagen mit dem Ziel, endlich 
eine Arbeitszeitermittlung durch un-
seren Dienstherrn zu erreichen, wur-
den mit einmonatiger Verzögerung im 
Januar beim Verwaltungsgericht 
Stuttgart eingereicht. Jeder Arbeitge-

ber ist dazu nach dem Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts seit 

spätestens Januar 2023 
verpflichtet, sämtliche 
Kultusministerien ver-
harren aber in Untätig-
keit, weil damit zu 
rechnen ist, dass sie 

dann wegen der vielen 
Überstunden, die Lehr-

kräfte seit Jahren ableisten, 
mehr Personal einstellen müss-

ten. Vor Herbst/Winter 2024 ist mit 
einer Entscheidung leider nicht zu 
rechnen. 

 
Außerunterrichtliche 
Veranstaltungen 
 
Unser Dienstherr lässt die Lehrkräfte 
bei außerunterrichtlichen Veranstal-
tungen weiterhin ziemlich im Stich: 
Die Rechtslage bei einer Buchung 
von AuV ist zwar »im Prinzip unver-
ändert«, aber die Verunsicherung un-
ter den Lehrkräften ist bei Buchungen 
nach wie vor groß. Wir vom Philolo-
genverband Baden-Württemberg set-
zen uns mit Nachdruck dafür ein, dass 
die Lehrkräfte vom Kultusministeri-
um bei dieser Aufgabe nicht alleine 
gelassen werden. Dazu lesen Sie an 
anderer Stelle in dieser Ausgabe 
mehr. Ein erster Erfolg: Das Deut-
sche Jugendherbergswerk, Landesver-
band BW, hat seine Buchungsbedin-
gungen geändert. Jetzt bucht die 
Lehrkraft unmissverständlich für die 
Schule bzw. Klasse und trägt privat 
kein Risiko mehr. 

 
BPR-Wahlen am ZSL 
 
Bei der Wiederholung der BPR-Wahl 
am ZSL hat die BBW-Liste der vier 
Verbände PhV, BLV, RLV und VBE 
ihr Ergebnis von vor vier Jahren lei-
der nicht verbessern können: 

Nur drei von insgesamt neun Sit-
zen wurden erreicht. Alle drei Sitze 
fielen erneut an PhV-Kandidaten: 
Thomas Schwan, Sabine Hertweck 
und Michael Belz werden die Inte-
ressen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an den Seminaren ge-
genüber dem ZSL vertreten. Eine 
herzliche Gratulation den drei Ge-
wählten und ein ganz großer Dank 
an alle unsere Kandidatinnen und 
Kandidaten und natürlich auch an al-
le, die sie gewählt haben! 

 
HPR- und BPR-Wahlen im April 
 
Die Listenaufstellung und -einrei-
chung für die kommenden Personal-
ratswahlen auf HPR- und BPR-Ebene 
ist pünktlich zum 8. Januar erfolgt. 
Für die Bereitwilligkeit vieler unserer 
Mitglieder, für die Personalräte zu 
kandidieren, möchte ich mich an die-
ser Stelle ganz herzlich bedanken. 

Bitte sprechen Sie in den kommen-
den zwei Monaten bis zur Wahl Ihre 
Kolleginnen und Kollegen auf die 
Wichtigkeit dieser Wahl an! Gerade 
unter der momentanen Leitung des 
Kultusministeriums kommt den Perso-
nalräten eine besonders wichtige Rolle 
zu. Für die jungen Lehrkräfte beson-
ders wichtig ist, dass wir vom Philolo-
genverband Baden-Württemberg die 
einzigen sind, die sich für Stellenhe-
bungen von A13 nach A14 einsetzen. 
Ohne solche Stellenhebungen, die im 
Staatshaushaltsplan auf Antrag des 
Kultusministeriums vorgenommen 
werden müssen, bleiben die Beförde-
rungsaussichten unserer jüngeren Kol-
leginnen und Kollegen in den nächs-
ten zehn bis zwölf Jahren so katastro-
phal schlecht wie sie derzeit sind. 

Für das zweite Schulhalbjahr wün-
sche ich Ihnen viel Energie und im-
mer wieder schöne Momente mit Ih-
ren Schülerinnen und Schülern! 

 
Ihr 
 
 
 
 
 
 
Ralf Scholl

G9-jetzt! BW

https://g9-jetzt-bw.de
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Wir haben viel erreicht  

Das Ergebnis der Einkommensrunde Länder 
TV-L 2023 ist gleichwertig dem Volumen 

Abschluss Bund-Kommunen TVöD April 2023! 
 

Details der Tarifeinigung TV-L im Rahmen der Einkom-
mensrunde Länder TV-L am 9. Dezember 2023 in Pots-
dam1): 

 

 INFLATIONSAUSGLEICH: insgesamt 3000 Euro: 
· 1800 Euro Inflationsausgleich (Einmalzahlung, Teilzeit 
anteilig, steuer- und abgabenfrei) 

· Auszahlung zum frühestmöglichen Zeitpunkt; 
· 120 Euro Inflationsausgleich monatlich von Januar bis 
Oktober 2024 (jeweils Einmalzahlung, Teilzeit anteilig, 
steuer- und abgabenfrei) 
 

 ENTGELT (tabellenwirksam): 
· Erhöhung zum 1. November 2024 um 200 Euro (Teilzeit 
anteilig); 

· dann auf den neuen Betrag: Erhöhung zum 1. Februar 
2025 um 5,5 Prozent. 

· Falls durch beide Erhöhungen (zusammen) insgesamt kei-
ne Erhöhung von 340 Euro erreicht wird, wird der (Gesamt-) 
Erhöhungsbetrag zum 1. Februar 2025 auf 340 Euro ge-
setzt. 

· Erhöhung in E 13 St. 1: 10,5 Prozent, in E 13 St. 6: knapp 
9 Prozent (Berechnung: Markus Gretzschel, DPhV-Mitglied in der dbb-

Bundestarifkommission). 
 

 LAUFZEIT: 
vom 1. Oktober 2023 bis 31. Oktober 2025 = 25 Monate 

 

 SOZIAL- und ERZIEHUNGSDIENST: 
Wegfall der besonderen, schlechteren Stufenlaufzeiten 
zum 1. Oktober 2024: betrifft ‘Rückenwind’-Kräfte an 
Gymnasien in Baden-Württemberg, da eingruppiert in S 8a. 

 

 Verbesserungen in anderen Bereichen: 
Azubis, Straßenbetriebsdienst und -bau, Pflege-/Gesund-
heitsberufe, Sozial- und Erziehungsdienst, Stadtstaatenzu-
lage (dadurch wird Berlin wieder ‘reguläres’ Mitglied der 
TdL), Fahrradleasing, studentische Hilfskräfte. 

 

 Gesamtvolumen aller Komponenten der Tarifeinigung 
vom 9. Dezember 2023: 
11,11 Prozent (s. VBE-Zumeldung zum Tarifabschluss vom 
9. Dezember 2023, S. 1) 

 
Fazit2): 
Der Abschluss entspricht in seiner Wertigkeit dem TVöD-
Abschluss vom April 2023 (vgl. dbb Chef Ulrich Silberbach, 
Flugblatt dbb aktuell Nr. 24 Dezember 2023 zur Einkom-
mensrunde TV-L 2023, hrsg. von dbb beamtenbund und 
tarifunion, S. 1). 

Alle Verbesserungen müssen ins Gesamtvolumen einge-
preist werden. Anzahl und Umfang der verschiedenen Be-
reiche sind in den Bereichen Länder einerseits und Bund-

→

→

→

→

→

→

Kommunen andererseits verschieden. Zu bestimmten Ver-
besserungen jetzt im TV-L gibt es kein Pendant im Frühjahr 
2023 beim TVöD. 

Ein 1:1-Vergleich bei den Abschlüssen von TVöD und TV-L 
ist deshalb nicht mehr möglich; seit 2006 haben sich TV-L 
und TVöD zu sehr auseinanderentwickelt. 

»Auch waren unsere Forderungen nicht identisch. Folg-
lich hat das aktuelle Länderergebnis einige andere Facet-
ten als der TVöD-Abschluss, aber es hat ein absolut ver-
gleichbares Volumen.« (dbb Tarifchef Volker Geyer, S. 2, tacheles 

Dezember 2023 Nr. 12, hrsg. von dbb beamtenbund und tarifunion) 
Die Arbeitnehmerseite hat viel erreicht. 
Aufgrund der jahrelangen Blockadehaltung der Arbeitge-

berseite (Arbeitsvorgang) haben sich viele strukturelle 
‘Baustellen’ angesammelt: zum Beispiel stufengleiche Hö-
hergruppierung, Weiterentwicklung Entgeltordnung Lehr-
kräfte EntgO-L. Sie können nicht alle auf einmal ‘abge-
räumt’ werden. 

Die deutlich gesteigerte Zahl öffentlichkeitswirksamer 
Aktionen, Demos und Warnstreiks hat dazu beigetragen 
einen höheren Druck auf die Arbeitgeber als früher aufzu-
bauen und dieses Ergebnis mit bewirkt – mein großer 
Dank gilt ALLEN (auch denen im Hintergrund), die sich en-
gagiert und uns am 11. November in Schwäbisch Gmünd, 
am 14. November in Stuttgart und am 30. November 
2023 in Stuttgart unterstützt haben. 

Dabei war unsere Ausgangssituation in der dbb-Bundes-
tarifkommission zu Beginn der Verhandlungen alles ande-
re als einfach: Im Bereich Länder (TV-L) ist die Relation von 
Beschäftigten im Arbeitnehmerverhältnis zu beamteten Be-
schäftigten vielfach wesentlich schlechter als im Bereich 
Bund-Kommunen (TVöD). 

Das Instrument Schlichtung war nicht vorab als mögli-
ches Instrument vereinbart worden. 

Es gab bestimmte andere bzw. neue Rahmenbedingun-
gen (im Vergleich zum Verhandlungszeitraum TVöD im ers-
ten Quartal 2023): eine etwas niedrigere Inflationsrate und 
das Bundesverfassungsgerichtsurteil bezüglich des Bundes-
haushalts, das mittelbar für die Länderhaushalte wichtig ist. 

 
Ausblick: 
Am 31. Dezember 2024 endet die Laufzeit des Tarifab-
schlusses TVöD vom April 2024 für den Bereich Bund-
Kommunen. Es hat sich gezeigt, dass die Tarifabschlüsse 
in TV-L und TVöD wechselseitig wegweisend sind. Deshalb 
ist es wichtig, dass wir uns gegenseitig unterstützen. Nur 
gemeinsam sind wir stark. Achten Sie bitte auf unsere In-
formationen zur nächsten Einkommensrunde Bund-Kom-
munen und unterstützen Sie uns weiterhin. Vielen Dank. 
 

Ursula Kampf, Fachgebiet Arbeitnehmer/Tarif PhV BW, 
DPhV-Mitglied der dbb-Bundestarifkommission 

 
1)  Siehe und vergleiche: Flugblatt dbb aktuell Nr. 24 Dezember 2023 zur Ein- 

kommensrunde TV-L 2023, hrsg. v. dbb beamtenbund und tarifunion 
2)  Vergleiche: Flugblatt dbb aktuell Nr. 24 Dezember 2023 zur Einkommensrunde 

TV-L 2023, hrsg. v. dbb beamtenbund und tarifunion; dbb-Zeitschrift tacheles 
Dezember 2023 Nr. 12, hrsg. v. dbb beamtenbund und tarifunion; 

3)  Dort und unter folgender Internetadresse finden Sie detaillierte und weiterführen-
de Informationen: www.dbb.de/einkommensrunde
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Kommission Bildung und Wissenschaft 
im Gespräch mit Ministerin Schopper 

Zufriedene Lehrkräfte und bessere Arbeitsbedingungen 
wären die beste Werbung um Lehrkräfte-Nachwuchs! 

Am 12. Dezember 2023 traf sich 
der Vorstand der KBW (Kom-
mission Bildung und Wissen-
schaft im BBW) mit Kultusmi-
nisterin Theresa Schopper zu ei-
nem Gespräch im Kultusminis-
terium. Dabei wurden Maßnah-
men gegen den Lehrermangel 
und zur Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen an den Schu-
len offen diskutiert. 

 

II
n der KBW sind die Schul- und 
Hochschulverbände innerhalb des 
Beamtenbunds Baden-Württem-

berg vertreten. Die KBW hat die 
Aufgabe, gemeinsame bildungspoliti-
sche Positionen für den BBW zu ent-
wickeln, damit der BBW diese wirk-
sam gegenüber Politik und Öffent-
lichkeit vertreten kann. Dazu hatte 
die KBW gemeinsam mit dem BBW-
Vorsitzenden, Kai Rosenberger, 
beim Gespräch mit Kultusministerin 
Theresa Schopper und dem leitenden 
Ministerialrat Holger Philipp am 12. 
Dezember im Kultusministerium Ge-
legenheit. Dabei wurden komplexe 
Themen rund um das Problem ‘Leh-
rermangel’ offen angesprochen. 

Der BBW-Vorsitzende, Kai Rosen-
berger, wies darauf hin, dass der 
kürzlich erreichte Tarifabschluss zeit- 
und inhaltsgleich auf die Beamten-
schaft des Landes einschließlich der 
Pensionäre übertragen werden müs-
se, damit Besoldung und Versorgung 
einigermaßen mit der wirtschaftli-
chen Entwicklung schritthalten kön-
nen. Das in Planung befindliche Le-
bensarbeitszeitmodell müsse außer-
dem auch auf die Lehrerschaft über-
tragen werden, was zurzeit in Frage 
stehe. 

Tina Stark (KBW-Vorsitzende, 
BLV), machte deutlich, dass die bes-

te Werbekampagne für den Lehrer-
beruf in Zeiten des Lehrermangels 
darin bestehe, für gute Arbeitsbedin-
gungen und zufriedene Lehrkräfte zu 
sorgen. Dabei müsse Seiten- und 
Quereinsteigern durch den Abbau 
bürokratischer und juristischer 
Hemmnisse der Weg geebnet wer-
den. Anhand konkreter Fallbeispiele 
stellte sie dar, wie viel hier noch zu 
tun ist. Außerdem bräuchten die 
Schulen multiprofessionelle Teams 
mit einem ‘Master Teacher’, der von 
Assistenzkräften unterstützt werde. 

Cord Santelmann (stellvertreten-
der KBW-Vorsitzender, Philologen-
verband Baden-Württemberg), wies 
darauf hin, dass es nicht nur darum 
gehe, Lehrkräfte zu gewinnen, son-
dern sie auch zu halten, indem ihnen 
gute Einkommens- und Beförderung-
schancen geboten werden. Das fange 
damit an, dass Referendare mit Ein-
stellungszusage schon in den Som-
merferien besoldet werden sollten. 
Außerdem müssten die Beförde-
rungs- und Aufstiegsmöglichkeiten in 

allen Schularten verbessert werden. 
Das gelte für technische Lehrer und 
Fachlehrer im GHWRGS-Bereich 
ebenso wie für die beruflichen und 
allgemeinbildenden Gymnasien, an 
denen der A14-Beförderungsstau in-
zwischen so gravierend sei, dass erste 
Lehrkräfte Gefahr liefen, in A13 
pensioniert zu werden. 

Theresa Schopper und LMR Hol-
ger Philipp gaben zu verstehen, dass 
sie die Anliegen nachvollziehen, sie 
aber in vielen Punkten keine raschen 
Lösungen in Aussicht stellen könn-
ten, da politische, finanzielle und oft 
auch juristische Hürden zu überwin-
den seien. Man arbeite aber intensiv 
an Lösungen, insbesondere, was die 
Möglichkeiten für Quer- und Seiten-
einsteiger angehe. 

Das offene und sachliche Gespräch 
soll nicht das einzige bleiben: Eine 
Fortsetzung im kommenden Jahr 
wurde vereinbart. 

Cord Santelmann, stellvertretender KBW-Vorsitzender 
und Referent für Berufspolitik im Landesvorstand 

des Philologenverbandes Baden-Württemberg

>>>> v.l.n.r: Kai Rosenberger (BBW-Vorsitzender), Sandra Wengert (juristische Referentin BBW), 
Theresa Schopper (Kultusministerin), Tina Stark (KBW-Vorsitzende, BLV), Cord Santelmann 
(stellvertretender KBW-Vorsitzender, Philologenverband BW), Holger Philipp (Leiter der 
Stabsstelle Lehrergewinnung im Kultusministerium)
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Entscheidung des Bürgerforums für G9Entscheidung des Bürgerforums für G9  
Der Philologenverband Baden-
Württemberg (PhV BW) als 
Verband der gymnasialen Lehr-
kräfte im Land begrüßt die kla-
re Entscheidung des Bürgerfo-
rums für die Wiedereinführung 
des neunjährigen Gymnasiums 
mit G8-Schnellläuferzügen an 
großen Gymnasien. 

 

DD
er PhV-Landesvorsitzende Ralf 
Scholl erklärt: »106 950 Unter-
schriften im Rahmen des an den 

Landtag gerichteten Volksantrags für 
G9 und jetzt eine klare Empfehlung 
des Bürgerforums an die Landesregie-
rung für eine Rückkehr zum neunjäh-
rigen Gymnasium – klarer können die 
Signale nicht sein: Jetzt müssen Lan-
desregierung und Landtag umgehend 
tätig werden! Kein weiteres Verschie-
ben auf die lange Bank! – G9 jetzt! 

Nur so lässt sich die Empfehlung 
der ‘Zufallsbürger’ umsetzen, mehr 
Zeit zum Lernen, Üben und Vertiefen 
am Gymnasium zu schaffen. Diese 
Forderung wird auch vom Philologen-
verband vollumfänglich geteilt.« 

Das Bürgerforum hat neben der 
Entscheidung für G9 eine ganze Rei-
he weiterer, sehr sinnvoller Empfeh-
lungen gegeben: 

 Kein längeres gemeinsames Ler-
nen über die vierte Klasse hinaus. 

 Mehr Verbindlichkeit beim Über-
gang von der Grundschule zu den 
weiterführenden Schulen durch 
ein ‘2:1’-Prinzip mit einem zusätz-
lichen Test für alle Grundschüler. 

→

→

Bei von der Grundschulempfeh-
lung abweichendem Elternwillen 
gibt der Test den Ausschlag. Das 
sorgt an allen weiterführenden 
Schulen schnell für eine Entspan-
nung der momentanen Lage, ohne 
die Grundschulen zusätzlich zu 
belasten. 

 Eine Prüfung der Inhalte und der 
Umsetzung der Bildungspläne im 
MINT-Bereich mit dem Ziel eines 
höheren schulischen Niveaus, um 
einen problemloseren Übergang 
an die Hochschulen zu erreichen. 

 Die vom Landesrechnungshof ge-
schätzten Personalkosten im unte-
ren dreistelligen Millionenbereich 
und die einmaligen Baukosten 
sollten nach einstimmiger Ent-
scheidung des Bürgerforums in-
vestiert werden, um die notwendi-
gen Bildungsreformen 
umzusetzen. 

Alle diese Voten des Bürgerforums 
werden vom Philologenverband Ba-
den-Württemberg nachdrücklich be-
grüßt. 

Landesvorsitzender Ralf Scholl: 
»Die ‘Zufallsbürger’ legen nach nur 
sechs Sitzungen den Finger in die 
Wunden einer seit über einem Jahr-
zehnt ideologisch erstarrten Schulpo-
litik. Sie haben sich die Probleme an-
geschaut und zeigen sinnvolle und 

→

→

umsetzbare Lösungswege auf. Jetzt ist 
es Aufgabe von Landesregierung und 
Landtag, diese Maßnahmen best- und 
schnellstmöglich umzusetzen.« 

Gerade ein neunjähriges Gymnasi-
um mit Mehrwert (Informatik, Gesell-
schaftswissenschaften usw.) werde 
von einer großen Mehrheit der Bürge-
rinnen und Bürger unterstützt. Und 
Ministerpräsident Kretschmann hat 
selbst erst kürzlich zu Recht betont, 
dass man nicht auf Dauer gegen den 
Volkswillen regieren kann. »Es darf 
deshalb nach den eindeutigen Umfra-
gen, dem großen Erfolg des Volksan-
trags und dem klaren Votum des Bür-
gerforums kein weiteres Verzögern 
und Abwiegeln mehr geben – G9 
muss jetzt schnell kommen!«, so Ralf 
Scholl. Die heutige Presseerklärung 
der Landesregierung, dass erst ein 
neues G9-Konzept erarbeitet werden 
soll, lässt in dieser Hinsicht ganz klar 
ein »auf Zeit spielen« befürchten. 

Einen Stundentafel-Vorschlag für 
G9 mit durchgehender Informatik, 
mehr Gesellschaftswissenschaften in 
der Mittelstufe sowie der dringend 
notwendigen Stärkung von Mathema-
tik und Deutsch hat der PhV dem 
Kultusministerium bereits vorgelegt. 

 
Pressemitteilung des Philologenverbands Baden- 

Württemberg zur Empfehlung des Bürgerforums für 
eine Rückkehr zum neunjährigen Gymnasium

An den Gymnasien des Landes Baden-Württemberg werden knapp 300 000 Schülerinnen und Schüler 
unterrichtet. Der Philologenverband Baden-Württemberg e.V. (PhV BW) vertritt mit über 9000 im Verband 
organisierten Mitgliedern die Interessen der Lehrerinnen und Lehrer an den 462 öffentlichen und privaten 
Gymnasien des Landes. 

Im gymnasialen Bereich hat der Philologenverband Baden-Württemberg sowohl im Hauptpersonalrat 
beim Kultusministerium als auch in allen vier Bezirkspersonalräten bei den Regierungspräsidien die Mehr-
heit und setzt sich dort für die Interessen der rund 26 500 Lehrkräfte an den Gymnasien des Landes ein.
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Stefanie Schrutz 
ist neue Landesvorsitzende 
der Jungen Philologen 
im PhV Baden-Württemberg

Junge Philologen
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Führungswechsel an der Landesspitze der JuPhiFührungswechsel an der Landesspitze der JuPhi  
im Philologenverband Baden-Württembergim Philologenverband Baden-Württemberg  

Die Jungen Philologen Baden-
Württemberg haben Stefanie 
Schrutz (Bezirk Südbaden) zur 
neuen Landesvorsitzenden ge-
wählt. Bei ihrer Wahl im Rah-
men der jährlich stattfindenden 
Hauptvorstandssitzung des Phi-
lologenverbandes Baden-Würt-
temberg am 8. Dezember 2023 
in der Sparkassenakademie in 
Stuttgart wurde sie einstimmig 
gewählt. 

 

SS
tefanie Schrutz ist seit 2013 Leh-
rerin für Englisch, Gemein-
schaftskunde (bilingual), Wirt-

schaft und Deutsch am Hochrhein-
Gymnasium in Waldshut. Sie ist zu-
dem Personalratsvorsitzende und ört-
liche Vertrauensperson der schwerbe- 
hinderten Lehrkräfte an Gymnasien 
und darüber hinaus verantwortlich für 
das Medien- und Methodencurricu-
lum der Schule. 

Ihr Übergang ins Amt inklusive der 
neuen Aufgaben erfolgte unmittelbar: 
Gerade ein paar Stunden in neuer 
Funktion durfte sie am Abend ihre 
Vorgängerin, Laura Schönfelder, im 
aktiven Kreis der JuPhi bei ‘Lach und 
(Glüh-)Wein’ auf dem Stuttgarter 
Weihnachtsmarkt verabschieden und 
leitete dann bereits am folgenden 
Morgen ihre erste Klausurtagung. 
Diese nahtlose Übergabe und dyna-
mische Führung bei der Vorbereitung 
und Durchführung der Tagung unter-
streichen ihre Entschlossenheit und 
ihre Fähigkeiten, die Belange der jun-
gen Lehrkräfte mit Engagement und 
Professionalität zu vertreten. 

Bereits aus ihren anderen Tätig-
keitsfeldern auf PhV-Ebene – zum 
Beispiel der Leitung des Referats 
Verbandspublikationen gemeinsam 
mit Anne-Elise Kiehn, ihrem Einsatz 
im Bezirk Südbaden und der Regio-
nalvertretung Hochrhein, ihrem 
Engagement in der Wahlkampfkom-

mission zur Personalratswahl 2024 so-
wie ihrer kontinuierlichen Präsenz auf 
dem Instagramprofil @juphi_bw oder 
dem Netzwerken bei unserem Dach-
verband, dem BBW – kennen wir Ste-
fanie Schrutz als stets tatkräftige, 
kommunikative und empathische Kol-
legin, die immer vollen Einsatz zeigt. 
Ihr Engagement für die Belange jun-
ger Lehrkräfte und die erfolgreiche 
Übernahme der neuen Rolle als Lan-
desvorsitzende seien inspirierend und 
vielversprechend, auch für die Zu-
kunft des Verbands insgesamt, so Mit-
glieder des Hauptvorstands nach Ste-
fanie Schrutz‘ Vorstellung in diesem 
Gremium. 

In einem Statement nach ihrer 
Wahl brachte sie ihre Freude darüber 
zum Ausdruck, zur Landesvorsitzen-
den gewählt worden zu sein, und be-
tonte die Wichtigkeit einer regen Ko-
operation: »Ich fühle mich geehrt, zur 
Landesvorsitzenden gewählt worden 
zu sein und freue mich darauf, mit ei-

nem so engagierten Team zusammen-
zuarbeiten.« Ihr Ziel sei es, die Anlie-
gen und Herausforderungen junger 
Lehrkräfte zu adressieren und die 
Qualität der Bildung im Land zu för-
dern. 

Die neue Landesvorsitzende setzt 
auf eine enge Kooperation mit Bil-
dungseinrichtungen, politischen Ent-
scheidungsträgern und der Öffentlich-
keit, um die Arbeitsbedingungen an 
Schulen zu verbessern und innovative 
Lösungen im Bildungswesen zu entwi-
ckeln. Gemeinsam mit ihrem Team, 
das aus erfahrenen Mitgliedern der 
Bezirke Nordwürttemberg, Südwürt-
temberg, Nordbaden und Südbaden 
besteht, möchte sie die Interessen von 
Referendarinnen, Referendaren und 
Studierenden des Lehramts noch ge-
nauer in den Blick nehmen und sie in 
jeder Phase ihrer Ausbildung unter-
stützen. 

Auf Landesebene werden ihr dabei 
ihre ebenso neu gewählten Stellver-
treterinnen und Stellvertreter Corne-
lia Schuster (Nordwürttemberg), Pas-
cal Maucher und Maximilian Röhricht 
(beide Südwürttemberg) tatkräftig zur 
Seite stehen: beste Voraussetzungen 
für die Herausforderungen, die das 
Wahljahr 2024 sicherlich bereithalten 
wird. Vorstand Junge Philologen PhV BW

Neuwahlen bei den Jungen Philologen 
 
Die Redaktion von Gymnasium Baden-Württemberg gratuliert den frisch gewählten 
JuPhi-Vorsitzenden der Bezirke sehr herzlich zu ihrer Wahl. Es wurden gewählt:

Enver Groß

Nord- 
württemberg

Cornelia Schuster 
Stellvertreter Philipp Mühlbach

Süd- 
württemberg

Pascal Maucher 
Stellvertreter Maximilian Röhricht

Süd- 
baden

Stefanie Schrutz

Nord- 
baden

Mathias Fuchs 
Stellvertreterin Sandra Heitmann
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Winter-JuPhi-Klausur der JuPhiWinter-JuPhi-Klausur der JuPhi  
DD

er Auftakt zur Winter-JuPhi-Klausur, dem traditio-
nellen Jahresabschluss der JuPhi, am 9. Dezember in 
der Landeshauptstadt fand bereits am Vorabend der 

eigentlichen Sitzung auf dem Weihnachtsmarkt in Stuttgart 
statt. Alle interessierten JuPhi waren eingeladen, sich bei 
einem informellen ‘Lach und (Glüh)Wein’ zu treffen, den 
aktiven Kern kennenzulernen, sich auszutauschen. In die-
sem Rahmen wurde auch die bisherige JuPhi-Landesvor-
sitzende Laura Schönfelder verabschiedet und ihr für ihre 
Arbeit der letzten Jahre gedankt. Gleichzeitig ging der 
Blick aber auch schon in die Zukunft und so wurde in 
weihnachtlicher Atmosphäre auf die gemeinsame Arbeit 
bisher und in Zukunft mit leckerem Glühwein angestoßen. 

Am nächsten Morgen trafen sich dann unter der Füh-
rung der neu gewählten JuPhi-Landesvorsitzenden Stefa-
nie Schrutz neun aktive JuPhi in der Landesgeschäftsstelle. 
Sehr schnell ging es in die Terminplanung für das nächste 
Kalenderjahr – mittlerweile fest etablierte Formate (JuPhi 
Get Together, Lach & Wein) wollen und sollen fortgesetzt 
werden. Wann gehen wir wo wieder in Klausur? Welche 
Formate müssen überdacht und an die Anforderungen von 
Referendar:innen und Junglehrer:innen angepasst werden? 
Was können wir außerdem tun? 

Ein großer Termin steht bereits in der zweiten Kalen-
derjahrhälfte 2024 an: Max Röhricht, Mitglied im Vorstand 
der BundesJuPhi, informierte die Runde, dass die nächste 
Herbsttagung der BundesJuPhi in Baden-Württemberg 
stattfinden wird. 

Da es durch die vorangegangenen JuPhi-Wahlen auch in 
den einzelnen Bezirken zu Neubesetzungen kam, wurde 
auch die interne Organisation neu überdacht und profes-
sionalisiert. Wie können wir unsere Kräfte sinnvoll 
bündeln, um neben unserer unterrichtlichen Ver-
pflichtung den Arbeitskreis JuPhi voranzubringen? 
Die Vorstellung der neuen Bezirksvorstände sowie 
die Vorstellung der neuen Landesvorsitzenden der 
JuPhi wurde zudem für den nächsten Termin der 
‘JuPhi Get Together’-Reihe geplant und vorbereitet. 

Die angestrebte Professionalisierung wurde 
durch einen Expertenvortrag von Friedrich Pohl, 
dem Pressesprecher des DPhV, zum Erstellen einer 
erfolgreichen Pressemitteilung sinnvoll vorange-

>>>> Impressionen von der Klausurtagung der Juphi in Stuttgart

bracht: Welche äußere Form gibt es zu beachten, wie soll-
te der inhaltliche Aufbau gestaltet werden? Was sollte 
um die Pressemitteilung herum organisiert werden und 
wohin sollte sie gesendet werden, so dass sie möglichst öf-
fentlichkeitswirksam wahrgenommen wird? Und letztlich, 
welche Kanäle sollten wie bespielt werden? Die JuPhi 
konnten bei diesem Vortrag wertvollen Input mitnehmen 
und darüber hinaus auch all ihre Fragen loswerden. An-
hand einer vorbereiteten Pressemitteilung wurde die zu-
vor gelernte Theorie sogleich in die Praxis umsetzen. Die 
Quintessenz des Vortrags: Es gibt viel zu tun, aber positiv 
bestärkt kann nun der richtige Weg eingeschlagen wer-
den. 

Nach dem Mittagessen ging es frisch gestärkt in die 
nächste Runde bzw. »und täglich grüßt der Wahlkampf«. 
Teilweise kontrovers, leidenschaftlich aber stets kon-
struktiv wurden eine Vielzahl an Ideen gesammelt und 
diskutiert, die im Anschluss an die WaKaKo weitergeben 
wurden. Außerdem wurde am Design geeigneter Werbe-
mittel für die Seminarvorstellungen gearbeitet und diese 
auch noch weiter vorbereitet. 

Am Ende der sechs – erfreulich schnell und vor allem 
produktiv verstrichenen – Stunden wurde zum Abschied 
noch ein Gruppenfoto gemacht, denn diese positive Stim-
mung galt es festzuhalten: Auch wenn sich ein arbeitsrei-
ches Kalenderjahr dem Ende zuneigt und es sich bereits 
jetzt erahnen lässt, dass das nächste Jahr nicht weniger 
Arbeit mit sich bringt, so waren sich am Ende alle einig, 
dass die JuPhi das nicht nur gemeinsam schaffen, sondern 
auch den gesamten Verband durch diese Arbeit im Wahl-
jahr 2024 gut unterstützen werden. Miriam Plachta
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Schulvertreterversammlung Nordwürttemberg am 23. und 24. November 2023 in Schwäbisch Gmünd 

Neuaufstellung für die ZukunftNeuaufstellung für die Zukunft  
WW

ie jedes Jahr trafen sich Ende 
November die Schulvertreterin-
nen und Schulvertreter des Be-

zirks Nordwürttemberg in Schwäbisch 
Gmünd, wo sie vom Ersten Bürger-
meister Christian Baron persönlich be-
grüßt wurden, der auch diesmal die 
Bedeutung der Bildung und der Lehr-
kräfte für die Gesellschaft hervorhob.  
Abschied und Neuanfang  
Turnusgemäß waren Wahlen zum Be-
zirksvorstand angesetzt. Der bisherige 
Bezirksvorsitzende Christian Unger, 
der Schatzmeister Peter Landfried 
und die stellvertretende Vorsitzende 
Ursula Kampf hatten bereits vorab er-
klärt, für die neue Legislaturperiode 
aus persönlichen Gründen nicht mehr 
zur Verfügung zu stehen. 

Diese Nachricht war für den übri-
gen Bezirksvorstand nicht leicht. Um-
so mehr als die drei den Bezirk in den 
vergangenen Jahren hervorragend 
aufgestellt und sicher durch die kri-
senreiche Pandemiezeit geführt ha-
ben. Sie haben eine konstruktive und 
wertschätzende Arbeitsweise in den 

Vordergrund gestellt, sich konsequent 
dem Teamgedanken verschrieben und 
immer mit ganzem Herzblut dem Phi-
lologenverband gewidmet. 

Persönliche Entscheidungen sind 
aber nicht nur zu respektieren, son-
dern auch zu unterstützen. Wir sind 
uns allerdings sicher, dass von Christi-
an Unger und Peter Landfried trotz 
ihres Rückzuges auch in Zukunft 
wertvolle Impulse ausgehen werden, 
und wir wissen, dass sie immer für den 
Philologenverband da sind. 

Dass Ursula Kampf nicht wieder 
angetreten ist, betrifft nicht nur den 
Bezirk, sondern das ganze Land, denn 
hier wird schmerzhaft bewusst, dass 
langsam eine Ära des Kampfes für die 
Arbeitnehmerbelange zu Ende gehen 
wird. Ihre unschätzbare Expertise und 
ihr großes Wissen rund um alle Tarif-
fragen sind ein Pfund, mit dem der 
Philologenverband seit Jahren wu-
chern kann. Dank ihr wird der PhV 
auch als Verband wahrgenommen, 
der sich für Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen stark macht. Aber 
auch hier sind wir sicher, dass Ursula 

Kampfs Stimme in Zukunft Gehör 
finden wird und wir weiter auf sie zäh-
len können. 

Der Bezirk bedankt sich bei allen 
dreien ganz herzlich für ihren Einsatz 
und ihr Engagement für den Philolo-
genverband Nordwürttemberg! 

Dass die scheidenden Vorstands-
mitglieder eine gut eingespielte 
Mannschaft aufgestellt haben, zeigte 
sich auch im neuen Personaltableau, 
mit dem der erweiterte Bezirksvor-
stand ein Team um Laura Schönfelder 
und Alex Epp ins Rennen schickte, die 
alle bereits im Vorstand tätig waren. 

Das hat die Schulvertreterinnen 
und Schulvertreter überzeugt, die die 
Kandidatinnen und Kandidaten in 
den einzelnen Wahlgängen ohne Ge-
genstimmen annahmen. Zur neuen 
Bezirksvorsitzenden wurde die bishe-
rige JuPhi-Vorsitzende Laura Schön-
felder gewählt. Zu ihrem Stellvertre-
ter wurde der bisherige Beisitzer Alex 
Epp gewählt. Die Nachfolge im Amt 
des Schatzmeisters übernimmt Martin 
Brenner, das Amt des Schriftführers 
hat nun Siegmar Scheffold inne. 

>>>> Der neu gewählte Bezirksvorstand Nordwürttemberg
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Die bisherige Beisitzerin Beatrix 
Verse wurde im Amt bestätigt und ist 
als Nachfolgerin von Ursula Kampf 
zukünftig für Arbeitnehmerfragen zu-
ständig. Neue Beisitzerin ist Anne 
Käßbohrer. 

Die Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter sind: Ralf 
Rohrschneider 
(für den 
stell-

vertretenden Vorsitzenden), Andrea 
Pilz (für den Schatzmeister) und Jo-
chen Baumann (für den Schriftfüh-
rer). 

Das Team verstärken die neue Ju-
Phi-Vorsitzende für Nordwürttem-
berg Cornelia Schuster und ihr Stell-
vertreter Philipp Mühlbach. 

»Ich möchte nicht nur die gute 
Teamarbeit im Vorstand fortsetzen, 
sondern auch die Schulvertreterinnen 
und Schulvertreter noch stärker ein-
binden. Sie wissen, wo in den Kolle-
gien der Schuh drückt und wo die Bil-
dungspolitik an der Lebenswirklich-
keit der Schule vorbeigeht. Ihre Er-
fahrungen und Rückmeldungen bil-
den das Herzstück unserer Verbands- 
arbeit«, sagte die neue Bezirksvor- 
sitzende Laura Schönfelder.  
Personalratswahl und 
Informatives  
Ein weiterer Schwerpunkt dieser 
Schulvertreterversammlung war na-
türlich die bereits im April anstehen-
de Personalratswahl und die damit 
verbundene Listenaufstellung, die ge-
wohnt souverän von Edelgard Jauch 

moderiert wurde. Da dies 
zwar eine der 

wichtigsten – 
aber nicht 

spannendsten – Aufgaben der Schul-
vertreterversammlung ist, waren alle 
froh, dass es noch Zeit für einen in-
tensiven Austausch zu berufs- und bil-
dungspolitischen Fragen gab. Infor-
mative Referate wurden zum Beispiel 
vom HPR-Vorsitzenden Jörg Sobora 
und unserem Landesvorsitzenden Ralf 
Scholl vorgetragen. Dass wir in der 
G9-Debatte einen entscheidenden 
Schritt vorangekommen sind, hat Ralf 
Scholl zu unser aller Freude ausführ-
lich erläutert.  
Vortrag von Dr. Thomas Hölz  
Den Höhepunkt des zweiten Tages 
stellte der informative Vortrag von 
Dr. Thomas Hölz dar, dem Leiter des 
Gymnasialreferats des RP Stuttgart, 
der extra den weiten Weg nach 
Gmünd auf sich nahm und sich auch 
durch Regen und Sturm nicht davon 
abhalten ließ. Neben einem kurzen 
Blick auf die angespannte Personalsi-
tuation, Stichwort ‘Lehrermangel’, 
stellte Dr. Thomas Hölz vor allem 
fundiert die datengestützte Qualitäts-
entwicklung an den Schulen vor, so 
dass nun alle Schulvertreterinnen und 
Schulvertreter besser wissen, was ab 
diesem Schuljahr an den Gymnasien 
auf sie zukommt. Zudem nahm sich 
Dr. Hölz die Zeit, um auch weitere 
Fragen aus dem Plenum zu beantwor-
ten und zu hören, wo die Kolleginnen 
und Kollegen noch offene Themenfel-
der sehen. 

Der Philologenverband Nordwürt-
temberg schätzt den wichtigen und ge-
winnbringenden Austausch mit der 
Referatsspitze sehr und freut sich 
schon darauf, Dr. Thomas Hölz ein 
nächstes Mal in Gmünd begrüßen 
zu dürfen.  
Ausblick  
Der neue Bezirksvorstand wird 
sich um die zahlreichen Arbeitsfel-
der engagiert kümmern und dazu 

auch zu Beginn des Jahres 2024 eine 
zweitägige Klausurtagung abhalten. 

Wir hoffen auf eine erfolgreiche 
Personalratswahl im April und rufen 
alle Mitglieder dazu auf, durch viele 
Gespräche in unseren Kollegien zu 
unserem Erfolg beizutragen! 

Bezirksvorstand Nordwürttemberg

Wichtig: 
Mitteilung Ihrer aktuellen 

E-Mail-Adresse an den PhV BW 
 

Liebe PhV-Mitglieder, 
 

auch der PhV BW wird immer digitaler: Damit Sie die aktuellen 
Informationen, Materialien und Serviceangebote des PhV BW erhal-

ten, benötigen wir eine E-Mail-Adresse von Ihnen! 
 

Wenn Sie noch nie oder in letzter Zeit keine E-Mail vom PhV BW erhalten 
haben, schicken Sie doch bitte einfach eine E-Mail mit Ihrem Namen an 

info@phv-bw.de! 
 

Sie können Ihre aktuelle E-Mail-Adresse im internen Mitgliederbereich der PhV-
Homepage unter https://intern.phv-bw.de/ nach dem Login mit Ihren Zugangs- 
daten in der Rubrik  Mein Konto selbst überprüfen. Ist dort keine oder eine 
veraltete E-Mail-Adresse hinterlegt, können Sie diese unter  Kommunika- 

tionsart selbst ändern. – Bitte vergessen Sie dabei nicht, anschließend 
unten auf der Seite auf  Speichern zu klicken! 

 
Bei Fragen oder Problemen können Sie sich jederzeit an die 

PhV-Landesgeschäftsstelle wenden – am einfachsten direkt per 
E-Mail an info@phv-bw.de. 

 
Vielen Dank und beste Grüße 

 
Ralf Scholl 

PhV-Landesvorsitzender

→
→

→

>>>> Laura Schönfelder und 
Alex Epp (1. Vorsitzende und 

2. Vorsitzender) des Bezirks 
Nord-Württemberg
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45. Schulvertreterversammlung des PhV-Bezirksverbands Südwürttemberg 
am 19. und 20. Oktober 2023 im Bildungsforum Untermarchtal 

Informationen, Diskussionen und NeuwahlInformationen, Diskussionen und Neuwahl  
des Bezirksvorstandsdes Bezirksvorstands   

Die diesjährige Schulvertreter-
versammlung in Untermarchtal 
stand ganz im Zeichen der Wah-
len: Ein neuer Bezirksvorstand 
sollte gewählt werden und die 
Abstimmungen zu den Kandi-
datenlisten für die Personalrats-
wahlen im April 2024 standen 
auf der Tagesordnung. 

 

NN
atürlich gab es daneben aber 
auch wieder aktuelle Berichte 
aus Personalrat und Verbandsar-

beit auf Bezirks- und Landesebene. 
Höhepunkte waren die Beiträge des 
PhV-Landesvorsitzenden, Ralf Scholl, 
und des Vorsitzenden des Hauptper-
sonalrates, Jörg Sobora. Auch die Re-
ferentinnen des RP Tübingen, 
LRSD’in Ellen Butzko-Willke, Leiterin 
des Referats 75 allgemeinbildende 
Gymnasien des RP Tübingen, und 
RSD’in Petra Rauch, Personalrefe-
rentin, konnten wieder Wichtiges be-
richten und Fragen beantworten.  
Bericht des 
PhV-Landesvorsitzenden  
Ralf Scholl eröffnete den Nachmittag 
mit einer Übersicht zu Positionen und 
Aktivitäten des Philologenverbandes 
auf Landesebene. Die Unterstützung 
des PhV für die G9 jetzt!-Initiative er-
läuterte er an verschiedenen Beispie-
len – den Erfolg konnten wir am 26. 

Oktober 2023 in einer Pressekonfe-
renz sehen. Schwerpunkte der Ver-
bandsarbeit sind das Engagement für 
die Arbeitszeiterfassung der Lehr-
kräfte, die eigentlich schon längst ge-
setzlich vorgeschrieben ist. Einen wei-
teren Fokus setzt der Verband auf die 
amtsangemessene Besoldung der 
Lehrkräfte. Auch die Abrechnungs-
praxis von MAU an den verschiede-
nen Schulen des Bezirkes wurde dis-
kutiert, ebenso wie die Einschränkung 
der Teilzeit: Ab dem Schuljahr 2023/ 
2024 soll es Teilzeit ‘aus sonstigen 
Gründen’ ja im Regelfall nur noch mit 
mindestens 75 Prozent geben.  
Informationen aus dem BPR 
und dem PhV-Bezirksvorstand  
Berichte aus dem BPR Gymnasien 
beim RP Tübingen und aus dem Be-
zirksvorstand folgten. Die BPR-Mit-
glieder Regina Hoch-Veser und Dieter 
Grupp berichteten über die Schwer-
punkte der Arbeit des BPR. Diese be-
stehen unter anderem in der Beratung 
von ÖPR, Lehrkräften und im Einzel-
fall zuweilen auch Schulleitungen. 

Vom RP wird der BPR unter ande-
rem bei Einstellung, Krankheitsver-
tretungen, Versetzung und Abord-
nung sowie Beförderungen nach A14 
beteiligt. Vor allem die angespannte 
Situation bezüglich der Beförderun-
gen nach A14 wegen der geringen An-
zahl an Beförderungsstellen und vie-
ler Kollegen, die in der Warteschlange 
stehen, macht diese Arbeit enorm 
wichtig. 

Cord Santelmann, 1. Vorsitzender 
des PhV-Bezirksverbands, stellte die 
vielfältigen Aktivitäten des Bezirks-
vorstands dar, Pascal Maucher und 
Maximilian Röhricht die Arbeit der 
Jungen Philologen, die zahlreiche Ak-
tionen und Veranstaltungen im Bezirk 
Südwürttemberg auf die Beine gestellt 
haben. Auch die Seniorenarbeit kam 
im letzten Jahr wieder in Schwung 
und bot interessante Treffen und An-
gebote, wie Sieglinde Selinka berich-
tete.  
Neuwahl des Bezirksvorstands  
Der erste Nachmittag konnte erfolg-
reich mit der Entlastung von Rechner 
und Bezirksvorstand und dann der 
Neuwahl des Bezirksvorstandes abge-
schlossen werden. Der neue Bezirks-
vorstand setzt sich wie folgt zusam-
men: 

 1. Vorsitzender: 
Cord Santelmann 

 2. Vorsitzender: 
Thomas Pierdzioch 

→

→

>>>> Bei den Wahlen herrschte große Einigkeit

>>>> Ralf Scholl, 
Vorsitzender 
des PhV BW, 
referiert über 
aktuelle 
politische 
Themen
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 Rechner: 
Gerhard Hartmann 

 Schriftführerin: 
Yvonne Keppler 

 Beisitzer/Beisitzerin: 
Ursula Dingler und 
Johannes Gießler 

 Kassenprüferin: 
Ingrid Wagenhuber 

 stellvertrtender Kassenprüfer: 
Ulrich Brandt 

 zusätzliche Vertreter des Bezirks 
im PhV-Hauptvorstand: 
Boris Exner und Karin Kriesell.  

Aktuelle Informationen aus dem 
Regierungspräsidium  
Am zweiten Tag der Schulvertreter-
versammlung wurden LRSD’in Ellen 
Butzko-Willke und RSD’in Petra 
Rauch, die Referentinnen des RP Tü-
bingen, begrüßt. Ellen Butzko zeigte 
sich erleichtert, dass nach Abflauen 
der Corona-Pandemie wieder der All-
tag an den Schulen eingekehrt ist, au-
ßerunterrichtliche Veranstaltungen 
wieder möglich sind und auch viel in 
Anspruch genommen werden. Es 
müssten nur noch juristische Details 
geklärt werden, wie die vertraglichen 
Grundlagen bzw. die Haftung bei der 
Buchung und Bezahlung von AUV zu 
sehen seien. Es sei eine weitere Zunah-
me der Heterogenität an den Schulen 
zu beobachten, die unter anderem 
durch die ukrainischen Kinder und Ju-
gendlichen in den Regelklassen verur-
sacht werde. Die schulpsychologischen 
Beratungsstellen berichteten vermehrt 
von Schulangst und fehlender bzw. ge-
störter Leistungsbereitschaft. 

Digitalisierung und KI in der Schu-
le waren weitere Themen, die Ellen 
Butzko aufgriff. Beim Umgang mit di-
gitalen Endgeräten zeige sich eine 
große Kluft zwischen schwachen und 
starken Schülerinnen und Schülern. 

→

→

→

→

→

→
Des Weiteren ging Ellen Butzko auf 
die Verschiebung der Abiturtermine 
ein, die sicher »kreative Lösungen für 
Mathematik« von den Schulleitern er-
forderten, da die Korrekturzeiträume 
und die Umschlagtermine nicht geän-
dert werden könnten. Im Austausch 
kamen verschiedene Aspekte des 
Abiturs und die Belastung der Kolle-
gien durch die zahlreichen Dienstbe-
sprechungen der Fachberater Schul-
aufsicht zur Sprache. 

Die Personalreferentin Petra Rauch 
erläuterte anhand der vielen Einstel-
lungsverfahren, welchen Herausforde-
rungen das RP bezüglich der Lehrer-
einstellung und -versorgung gegen-
übersteht. Die verschiedenen Aus-
schreibungsverfahren, die sich über 
das Jahr verteilen, wurden erläutert. 
Es tauchten Fragen nach Möglichkei-
ten eines Wechsels von einer Gemein-
schaftsschule an das allgemeinbilden-
de Gymnasium auf. Hier wurde fest-
gestellt, dass ein Wechsel von der 
GMS zum allgemeinbildenden Gym-
nasium wegen der schlechteren Ver-
sorgung der GMS mit gymnasialen 
Lehrkräften praktisch ausgeschlossen 
ist. An beruflichen Schulen und an 
Gemeinschaftsschulen gibt es aller-
dings jedes Jahr viele Dutzend Lehr-
kräfte, die an das allgemeinbildende 
Gymnasium wechseln wollen. Petra 
Rauch ging auf die Einschränkung der 

Teilzeit aus ‘sonstigen Gründen’ ein 
und berichtete von großen Engpässen 
in der Lehrerversorgung.  
Bericht des HPR-Vorsitzenden  
Jörg Sobora, der HPR-Vorsitzende, 
berichtete aus der Arbeit des HPR. 
Sehr ausführlich ging er auf die einzel-
nen personalvertretungsrechtlichen 
Beteiligungsverfahren ein und berich-
tete über die Einigungsstellenverfah-
ren zur Änderung der Distribution 
der Abituraufgaben sowie zum Pro-
zess der Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen und zu einzelnen umstrittenen 
Versetzungen und Bestellungen von 
Personen in Funktionsstellen. Jörg 
Sobora erläuterte auch das Instru-
ment des ‘Beschlussverfahrens’ und 
berichtete von den Beschlussverfah-
ren zum Lernmanagementsystem its-
learning, zu den Vorgaben zum Fern-
unterricht und zur Festlegung der 
Abiturumschlagtermine. Zuweilen 
musste sich der HPR dabei anwaltlich 
beraten lassen. 

Jörg Sobora berichtete auch von 
Themen, die den HPR momentan be-
schäftigen, zum Beispiel dem Betrieb-
lichen Gesundheitsmanagement 
(Schulische Gesundheitstage, Arb-
MedVV, Bildschirmarbeitsplatzvor-
sorge), der sicherheitstechnischen und 

>>>> Ellen Butzko, 
LRSD’in, 
berichtet 
aus dem 
RP Tübingen

>>>> Petra Rauch, 
Personal- 
referentin im 
RP Tübingen

>>>> Jörg Sobora 
berichtet 
aktuelles aus 
dem HPR

>>>> Der neu gewählte Bezirksvorstand 
Südwürttemberg



>>>> Die Gruppe der AG Frauen 
bei der Arbeit

AG Frauen im DPhV
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betriebsärztlichen Betreuung der 
Schulen durch die B.A.D GmbH, die 
zentrale Erhebung im Rahmen der 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen 
und vieles mehr.  
Ein Treffen, bei dem man 
dabei sein muss!  
Insgesamt boten diese zwei Tage auch 
wieder die Möglichkeit des regionalen 
und überregionalen Austausches. Inte-
ressante Themen konnten angespro-
chen werden, Beschlüsse gefasst und 
neue Aufgaben und Aktivitäten in Be-
tracht gezogen werden. Geselligkeit 
und gemütliches Beisammensein ka-
men am Abend in der Kellerbar auch 
wieder zu ihrem Recht. 

Seltsamerweise waren viele Schulen 
auf der Schulvertreterversammlung 
nicht vertreten. Warum eigentlich? 
Vielleicht finden manche Schulvertre-
ter den Ort der Veranstaltung nicht at-
traktiv? Oder haben Schwierigkeiten, 
sich für zwei Tage ehrenamtlicher Tä-
tigkeit vom Unterricht beurlauben zu 
lassen? 

Daher möchte ich an dieser Stelle ei-
ne persönliche Anmerkung machen: 
Um echte innerverbandliche Demokra-
tie zu leben und Verbandsarbeit zu ge-
stalten, muss man auf eine solche Ver-
anstaltung gehen! Hier bekommt man 
eine Fülle aktueller Informationen, die 
man an die Lehrkräfte der eigenen 
Schule weitergeben kann. Für das leibli-
che Wohl wird im Übrigen immer her-
vorragend gesorgt, da die Küche darauf 
ausgerichtet ist, gesunde Kost und auch 
vegetarische oder vegane Speisen anzu-
bieten oder auf Allergien Rücksicht zu 
nehmen. Nicht zuletzt ist der Abend in 
der Kellerbar eine willkommene Gele-
genheit zum zwanglosen überregionalen 
Austausch in gemütlicher Atmosphäre. 
Dabei kann man Kontakte knüpfen, 
sich über Probleme austauschen oder 
alte Bekannte wieder treffen. 

Es lohnt sich also immer ungemein, 
dabei zu sein. 

Yvonne Keppler, Schriftführerin im PhV-Bezirks- 
vorstand Südwürttemberg

Herbsttagung der AG Frauen im 
Deutschen Philologenverband 

UUnter der Leitung von Gabriela Ka-
sigkeit tagte die Arbeitsgemein-

schaft der Frauen im Deutschen Phi-
lologenverband (DPhV) vom 17. bis 
18. November 2023 in Fulda.  
Engagement zum bundes- 
weiten Vorlesetag 2023  
Zeitgleich zur Herbsttagung fand in 
diesem Jahr der bundesweite Vorle-
setag statt, eine Initiative von Die 
Zeit, Stiftung Lesen und Deutsche 
Bahn Stiftung. Im Wissen um die Be-
deutung einer sehr guten Lesefähig-
keit als Voraussetzung für schuli-
schen Erfolg engagierten sich die 
Frauenvertreterinnen beim Vorlesen 
an verschiedenen Orten in Fulda. In 
der nahegelegenen Buchhandlung 
Paul & Paulinchen hörten die Kinder-
garten- und Grundschulkinder ge-
spannt den Abenteuern von Mika 
und Kuh Lieselotte zu, in der Kita 
Maria Ward begeisterten die span-
nenden Geschichten von Karlchen 
und Luzie Raptor die kleinen Zuhöre-
rinnen und Zuhörer. Um auch über 
den Vorlesenachmittag hinaus zum 
gemeinsamen Lesen und Vorlesen 
zu ermutigen, konnten die Kollegin-
nen alle kleinen Lesefreunde mit ei-
nem eigenen Buch beschenken und 
der Kita-Leiterin Gertrud Muth ein 

umfangreiches Bücherpaket überrei-
chen, welches hoffentlich große 
Freude bereiten wird. 

Martina Scherer durfte mit Heike 
Völker und Dr. Teresa Eigenmann in 
der Kita vorlesen. Bei dieser Gele-
genheit gab unsere stellvertretende 
Landesvorsitzende auch noch zwei 
Kinderlieder zum Besten und beim 
Bewegungslied ‘Das Auto von Lucio’ 
hatten alle Beteiligten ihren Spaß.  
Fit und Innovativ in der Schule – 
Kongress der DPhV-Frauen  
Darüber hinaus wurde der Kongress 
Fit und Innovativ in der Schule. 
Gesund im Gymnasium am 8. März 
2024 besprochen. Für die Veranstal-
tung an der Humboldt-Universität in 
Berlin konnten die DPhV-Frauen 
hochkarätige Referenten gewinnen, 
so zum Beispiel Prof. Dr. Uta Klus-
mann und Prof. Dr. Marcus Eckert, 
die in den Impulsvortägen am Vor-
mittag zu den Themen ‘Auf gesunde 
Lehrkräfte kommt es an’ und ‘Resi-
lienz im Schulalltag’ sprechen wer-
den. Der Nachmittag bietet vielfälti-
ge, praxisorientierte Workshops wie 
Lehrkräfte in Bewegung, Classroom 
Management, Gesunde Ernährung, 
Agiler Unterricht, KI – KO oder OK? 
und Fit for Voice, aus denen alle Teil-
nehmenden zwei Angebote wählen 
können. Die Anmeldung zur Veran-
staltung erfolgt über die Website 
https://www.dphv.de/2023/10/20/ 
fit-und-innovativ-in-der-schule-gesund-
im-gymnasium-kongress-am-8-maerz-
2023-in-der-humboldt-universitaet-zu-
berlin/. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen - 
Sie sind herzlich eingeladen! 

Die DPhV-Frauen freuen sich auf 
Ihr Kommen! 

Dr. Teresa Eigenmann und Martina Scherer

Termin jetzt schon vormerken! 
24. und 25. Oktober 2024 

Schulvertreterversammlung 
Südwürttemberg

>>>> Martina Scherer, Heike Völker und 
Dr. Teresa Eigenmann von den DPhV 
Frauen lesen vor



Thema aktuell 
heute: SPD

MM
an möchte laut ausrufen: End-
lich! Nach jahrzehntelanger Blo-
ckadehaltung von Landesregie-

rungen unter Führung von CDU oder 
Grünen ist jetzt endlich eine Rück-
kehr zum neunjährigen Gymnasium 
(G9) abzusehen. G8, Anfang der 
2000er Jahre völlig überstürzt in Ba-
den-Württemberg von CDU und FDP 
eingeführt, soll nun zurückgeführt 
werden auf das, was es eigentlich von 
Anfang an auch nur sinnvoll sein 
konnte: eine mögliche Schnellläufer-
option. In all diesen Jahren war die 
SPD die einzige Partei, die immer 
wieder eine Rückkehr zu G9 gefor-
dert hat. Und auch wenn dies als Re-
gelform lange nicht gegen die Grünen 
durchsetzbar war, hat es sich doch als 
richtig erwiesen, 2012 einen Modell-
versuch auf den Weg zu bringen, der 
klar nachweisen konnte, wie viel pä-
dagogisches Potenzial in einem neun-
jährigen Gymnasium steckt. Damals 
konnte die Tür einen Spalt geöffnet 
werden und in der Zwischenzeit ist 
dieser Spalt sogar noch breiter gewor-
den, auch dank den über 100 000 El-
tern und Initiatorinnen der Bürgerini-
tiative. Uns war immer klar: Kinder 
brauchen Zeit zum Lernen! Jugendli-
che brauchen Zeit zum Lernen! Junge 
Erwachsene haben im Studium und 
im Beruf bessere Chancen, wenn sie 
einen gewissen Grad an Reife erreicht 
haben. All dies sprach von Anfang an 
für ein neunjähriges Gymnasium. 
Aber auch die Frage der Bildungsge-
rechtigkeit: Das Zentrum für Euro-
päische Wirtschaftsforschung (ZEW) 
hat in einer Studie nachgewiesen, dass 
junge Menschen, deren Eltern nicht 
über den gewissen Geldbeutel oder 
Bildungshintergrund verfügen, es 
deutlich schwerer haben, im G8 zu be-

stehen. Die Rückkehr zu G9 ist für 
mich deshalb auch ein zutiefst sozial-
demokratisches Anliegen. Die von 
der SPD ermöglichten Modellschulen 
konnten in den vergangenen Jahren 
wertvolle Erfahrung sammeln, wie ein 
Gymnasium auf neun Jahre ausgestal-
tet werden kann. Ein Besuch etwa am 
Annette-Padberg-Gymnasium in 
Mosbach hat mir einmal mehr gezeigt, 
was mit Blick auf Vereinsengagement 
oder auch an individueller Förderung 
möglich ist. Wir haben diesen Modell-
versuch 2012 auch ins Leben gerufen, 
um zu testen, wo an welcher Stelle ei-
ne Dehnung möglich ist. Dabei habe 
ich immer dafür plädiert, nicht nur an 
einer flexiblen Oberstufe anzusetzen. 
Dies würde bedeuten, die Schülerin-
nen und Schüler in den unteren Klas-
sen nicht zu entlasten. Für uns muss 
G9 frühzeitig damit ansetzen, die 
Stundenzahl zu dehnen. Dies kostet 
übrigens pauschal kaum mehr Lehrer-
stellen. Was Lehrerstellen kostet, ist, 
wenn das Land in qualitative Verbes-
serungen investiert - und nach Vor-
stellung der SPD muss das insbeson-
dere im Bereich Informatik sowie po-
litischer Bildung passieren. Dies wür-
de unsere Schulen mit Blick auf Ge-
sellschaft wie Volkswirtschaft zu- 
kunftssicherer aufstellen. Auch eine 
Stärkung anderer Fächer kann in die-
sem Kontext geprüft werden. Man 
muss aber der Versuchung widerste-
hen, ein sehr großes Belastungspaket 

im Sinne von mehr Unterrichtsstun-
den zu schnüren. Genau dies würde 
drohen, wenn alle Fachgruppen eine 
deutliche Aufstockung ihrer Schul-
stunden verlangen würden. Es geht an 
dieser Stelle auch um eine Work-Life-
Balance für Schülerinnen und Schü-
ler. Es geht darum, Inhalte sich auch 
einmal setzen lassen zu können, zu 
wiederholen, gezielt zu fördern. Dies 
braucht Zeit. Dies müssen wir aus 
dem vergangenen Jahren G8 gelernt 
haben. Und ja, auch das Gymnasium 
wird sich immer wieder, wie auch in 
der Vergangenheit, der Diskussion 
stellen müssen, wie eine zeitgemäße, 
gymnasiale Ausbildung aussehen 
muss. Mit Blick auf die bloße Frage, 
die Wahlfreiheit G8/G9 zu ermögli-
chen, darf dies aber nicht als Ausrede 
herbeigezogen werden, mit der Ent-
scheidung noch lange zu warten. Die 
SPD-Landtagsfraktion mit ihrem Vor-
sitzenden Andreas Stoch fordert kon-
kret die Ermöglichung von G8 und 
G9, möglichst zum Schuljahr 2024/ 
2025. Die bisherigen Debatten im 
Landtag können hier allerdings nicht 
beruhigen. Grüne, aber auch CDU, 
scheinen hier sehr zögerlich zu sein. 
Insbesondere mit Blick auf den Minis-
terpräsidenten steht einmal mehr der 
Verdacht im Raum, dass es im We-
sentlichen darum geht, diese sinnvolle 
Maßnahme so weit wie möglich nach 
hinten zu schieben. Einmal mehr ist 
der Finanzhaushalt dem Ministerprä-
sidenten wohl wichtiger als Bildungs-
gerechtigkeit. Dies dient aber weder 
den Schulen noch dem Interesse unse-
res Landes an gut qualifizierten jun-
gen Menschen, die wir dringend für 
Hochschulen und berufliche Ausbil-
dung benötigen. Für die SPD ist klar: 
G9 jetzt!
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von Dr. Stefan Fulst-Blei, 
MdL

SPD fordert: Wahlfreiheit G8/G9 bereits zum Schuljahr 2024/2025 umsetzen!
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A14 konventionell 
Mai 2024 

 

IIm konventionellen A14-Beförderungsver-
fahren Mai 2024 stehen landesweit 63 

Stellen im öffentlichen Schuldienst und lan-
desweit 9 Stellen im Privatschuldienst/Aus-
landsschuldienst zur Verfügung. 

Der HPR Gymnasien hatte dafür plädiert, 
keinen weiteren Beförderungsjahrgang auf-
zumachen, da in allen vier Regierungsbezir-
ken genügend Lehrkräfte vorhanden sind, 
die die Kriterien für eine Beförderung in den 
bereits geöffneten Jahrgängen erfüllen und 
seit langer Zeit auf Grund von nur wenigen 
Beförderungsstellen auf ihre Beförderung 
warten. Außerdem hat der HPR Gymnasien 
dem Kultusministerium davon abgeraten, be-
reits jetzt die dienstlichen Beurteilungen für 
den Beförderungsjahrgang 2009 (ÖSD) und 
2010 (PSD) anzufordern, da damit Schullei-
tungen und die betroffenen Kolleginnen und 
Kollegen viel Arbeit und Aufwand haben bei 
praktisch keiner Chance, wirklich befördert 
zu werden. Das Kultusministerium hat aber 
trotzdem die dienstlichen Beurteilungen für 
die Beförderungsjahrgänge 2009 (ÖSD) und 
2010 (PSD/ASD) angefordert und die ent-
sprechenden Jahrgänge geöffnet. Die 63 
Stellen im ÖSD verteilen sich folgenderma-
ßen auf die Regierungspräsidien: 
Regierungspräsidium Stuttgart 22 
Regierungspräsidium Karlsruhe: 18 
Regierungspräsidium Freiburg: 15 
Regierungspräsidium Tübingen: 8 
 
Die neun Stellen im PSD/ASD verteilen sich 
folgendermaßen auf die Regierungspräsidien: 
RPS: 1 | RPK: 4 | RPF: 3 | RPT: 1

Anne Käßbohrer Cord Santelmann Christian Unger Björn Sieper Stefanie Wölz Konrad Oberdörfer

Moodle-Migration 

DDer HPR hat nach den beiden 
Schreiben des Kultusministeri-

ums zum Thema an die Schulen 
im November eine Vielzahl an Zu-
schriften und Problemanzeigen 
von Moodleadministratorinnen 
und -administratoren, Mitgliedern 
der Personalräte oder auch inte-
ressierten Lehrkräften bekom-
men. 

Die wesentlichen Klagen wa-
ren, dass der technische Support 
und die Fortbildungen (quantita-
tiv und qualitativ) zur Sache aus-
gebaut werden sollten und zeit-
nah und kompetent erfolgen 
müssten. Des Weiteren plä-
dierten alle dafür, das Tempo 
des Umzugs zu verlangsamen. 
Die gesetzten Termine seien zu 
ambitioniert. Der HPR Gymnasien 
forderte deshalb eine realistische 
Terminsetzung und Planung. Die 
Anmeldung wurde als zu kompli-
ziert bezeichnet. Es müsse zeit-
nah Informationen zur neuen Rol-
le bzw. Funktion des zuständigen 
Organisations-Administrators an 
den Schulen für das Identitäts- 
und Access Management (IdAM-
OrgAdmin) geben. Der Hauptper-
sonalrat hat das Kultusministeri-
um genau darum gebeten und 
aufgefordert, Anrechnungen für 
Moodle-Administratorinnen und 
-administratoren zu vergeben, zu-
mindest im Jahr der Migration. 

Das Kultusministerium hat Infor-
mationen zur Rolle und den Kom-
petenzen des IdAM-OrgAdmins 
versprochen, aber eine Anrech-
nung abgelehnt. Das KM versi-
cherte ebenfalls, dass mittlerwei-
le genügend Informationen zur 
Migration für alle vorlägen. 

Das Kultusministerium infor-
mierte außerdem, dass das bis-
herige Moodle durch die Schulen 
bzw. Schulträger bei BelWü be-
auftragt worden war. BelWü hat 
den Dienst aufgekündigt. Der 
30. Juni 2024 sei das letzte mög-
liche Datum eines Umzugs, da 
dann der Service für das Be-
triebssystem dort auslaufe und 
ab dem Datum dann Sicherheits-
lücken nicht mehr bearbeitet 
werden. Das Datum sei also 
nicht durch das KM gesetzt. Der 
Umzug mit automatisierter Unter-
stützung sei ein freiwilliges Ange-
bot. Man müsse bei der Migrati-
on von Moodle auf die Landeslö-
sung drei Fälle unterscheiden: 

 
Fall 1 – Eine Schule wünscht ei-
nen automatisierten Umzug der 
bestehenden Moodle-Inhalte in 
die Digitale Bildungsplattform: 
Dafür musste die Schule bis zum 
22. Dezember 2023 den Antrag 
auf den automatisierten Umzug 
mittels Onlineformular stellen. 
Die Daten würden dann in eine 
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Erlasse zur 
Einschränkung der 

Teilzeit aus sonstigen 
Gründen 

 

DDer HPR Gymnasien hat versucht 
zu klären, wie Kolleginnen und 

Kollegen, die nicht mindestens 19 
Deputatsstunden in Teilzeit (75 
Prozent) arbeiten möchten, dies er-
reichen können. Im Wesentlichen 
können Kolleginnen und Kollegen 
einen sogenannten atypischen Fall 
nur mit gesundheitlichen Ein-
schränkungen begründen, die dann 
auch ärztlich bescheinigt werden 
müssen. Trotzdem rät der HPR 
Gymnasien, auch Anträge mit ande-
ren guten Begründungen zu stellen 
und bei Ablehnung des Antrags den 
jeweils zuständigen Bezirksperso-
nalrat um Unterstützung zu bitten. 

Der HPR Gymnasien weist darauf 
hin, dass bei Ablehnung des An-
trags und keinen weiteren Willens-
bekundungen des Betroffenen 
(zum Beispiel einem weiteren TZ-
Antrag aus sonstigen Gründen über 
75 Prozent) unter Umständen mit 
einer Vollbeschäftigung gerechnet 
werden muss.

Winprosa versus 
ASV/UPM 

 

DDer HPR Gymnasien setzt sich 
für eine Nachprogrammierung 

von ASV BW ein, damit die Ober-
stufenberater keine doppelte Ar-
beit mehr haben. Momentan nut-
zen die Gymnasien vorwiegend 
das Programm Winprosa für die 
Oberstufen- und Prüfungsverwal-
tung und müssen nun auf Grund 
der Einführung des Moduls UPM 
auch Daten in ASV BW eintragen, 
damit UPM sinnvoll verwendet 
werden kann. Ziel muss es sein, 
dass das vom Land bereitgestell-
te Programm ASV die Funktionali-
täten von Winprosa anbietet. 

 

Einsatz für mehr A14-
Beförderungsstellen 
 

DDer HPR Gymnasien hat sich 
zum wiederholten Male für 

Stellenhebungen nach A14 einge-
setzt und die Unwucht bei der 
Zahl der Stellen in den Haushalts-
kapiteln Gemeinschaftsschule 
bzw. Gymnasien kritisiert. 

Jörg Sobora

BPR ZSL neu im Amt 
 

DD ie Wahlen zum BPR ZSL sind erfolg-
reich zu Ende gegangen und ein 

neuer BPR ZSL ist gewählt. Mit Tho-
mas Schwan, Sabine Hertweck und Mi-
chael Belz ist der Philologenverband 
auch in diesem Gremium wieder mit 
hoher Sachkompetenz vertreten und 
kann die Interessen der Seminare wir-
kungsvoll unterstützen. 

Insgesamt war die Wahlbeteiligung 
bei dieser Wahl recht niedrig. Das mag 
zum einen daran liegen, dass der Ter-
min so kurz vor Weihnachten sicher 
nicht ganz optimal gewählt war, zum 
anderen dürfte es aber auch daran lie-
gen, dass ein Teil der rund 6500 wahl-
berechtigten Beschäftigten des ZSL er-
kannt haben wird, dass dieser BPR 
ZSL für sie keinerlei Bedeutung hat. 
Hier gilt es für die Zukunft einmal zu 
überprüfen, ob nicht doch eine Anpas-
sung des LPVG ins Auge gefasst wer-
den müsste. 
 

Unterstützung für 
Lehrbeauftragte an 

den Seminaren 
 

BBedingt durch die rückläufigen Refe-
rendarszahlen stehen immer mehr 

Seminare vor dem Problem, »zu viele« 
Lehrbeauftragte zu haben. Mancher-
orts reichen die zugewiesenen Zahlen 
schlicht nicht aus, um alle Lehrbeauf-
tragten mit einem neuen Kurs zu ver-
sorgen. Hier ist der Philologenverband 
mit dem ZSL im Gespräch, um nach ge-
meinsamen Lösungen zu suchen, da-
mit die Lehrbeauftragten weiter an den 
Seminaren gehalten und mit sinnvollen 
Aufgaben entsprechend ihrer Expertise 
versorgt werden können. Außerdem for-
dert der Philologenverband eine prakti-
kable Lösung für Beförderungsstellen 
von A13 nach A14 auch an den Semi-
naren. Wird eine solche nicht in Bälde 
geschaffen, fehlt neben der intrinsi-
schen Motivation (kein Kurs) auch noch 
die extrinsische (keine Chance auf Be-
förderung), um sich weiter mit hohem 
Engagement an den Seminaren einzu-
bringen. Das wäre im Ergebnis fatal für 
die Qualität der Ausbildung. 

Michael Belz

technisch notwendige Zwischenum-
gebung geladen und zu einem spä-
teren Zeitpunkt (Frühjahr 2024) er-
folge dann die Datenmigration in die 
Zielumgebung. Zu gegebener Zeit 
müsse die Schule dann die Inhalte 
markieren, die im schulischen 
Moodle der Bildungsplattform zur 
Verfügung stehen sollen. 
 
Fall 2 – Eine Schule wünscht ein 
leeres Moodle in der Digitalen Bil-
dungsplattform: Es erfolge kein ‘au-
tomatischer’ Umzug der Daten. Ab 
dem Moment der Bereitstellung des 
leeren Moodles bis zur finalen Ab-
schaltung der Moodle-Instanz bei 

BelWü (30. Juni 2024) könne die 
Schule dann selbst bestimmen, 
wann sie welche Inhalte selbst 
transferieren möchte. 
 
Fall 3 – Eine Schule möchte das 
schulische Moodle außerhalb der 
Bildungsplattform weiter betreiben: 
Diese Schulen müssten sich in Ab-
sprache mit dem Schulträger bis 
30. Juni 2024 um eine Betriebsum-
gebung gekümmert haben und die 
Migration selbst durchführen. Mit 
dem Betrieb in eigener Verantwor-
tung sei auch verbunden, daten-
schutzrechtliche und andere Aspek-
te der Betriebssicherheit zu klären.
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Personalräteschulung Südwürttemberg

Zwei intensive Tage zu TheorieZwei intensive Tage zu Theorie  
und Praxis der ÖPR-Arbeitund Praxis der ÖPR-Arbeit  

CC
ord Santelmann, Vorsitzender 
des PhV-Bezirksverbands und des 
BPR Gymnasien beim RP Tübin-

gen, übernahm den Grundschulungs-
Part. Anhand der wichtigsten Para-
graphen des Landespersonalvertre-
tungsgesetzes stellte er in Form von 
‘Fragen und Antworten’ die Rechte 
und Aufgaben des Örtlichen Perso-
nalrates dar. Dabei konnten eine Viel-
zahl konkreter Fragen aus der ÖPR-
Praxis beantwortet werden. Das PhV-
Schulungsmaterial fand eine sehr po-
sitive Resonanz. 

Über das Thema ‘Personalratswah-
len 2024’ und Themen wie ‘Beschäf-
tigtenbegriff’, ‘aktives und passives 
Wahlrecht’ und ‘Aufgaben des örtli-
chen Wahlvorstands’ informierte 
kompetent der Vorsitzende des Be-
zirkswahlvorstands Gymnasien, Heinz 
Einwiller. Die komplexen Regelungen 
und Verfahren rund um die Personal-
ratswahlen wurden dabei von ihm ge-
konnt vermittelt. 

Eine längere Reihe von im Vorfeld 
eingereichten Fragen und Fallbeispie-
len wurden eingehend von den beiden 
Mitgliedern des BPR Gymnasien 
beim RP Tübingen, Ingrid Wagenhu-
ber und Johannes Gießler, erläutert. 

Grundsätzliches zur besonderen Si-
tuation der Lehrkräfte im Arbeitneh-
merverhältnis stellte sehr engagiert 
die PhV-Arbeitnehmervertreterin im 
BPR, Ursula Dingler, dar. Es handelt 
sich bei den L.i.A. (Lehrkräften im 
Arbeitnehmerverhältnis) zwar nur um 
eine kleine Gruppe – diese ist aber 
vielfältig benachteiligt, sodass sie ein 
spezielles Augenmerk des ÖPR 
braucht. Außerdem kämpfen (und 
streiken!) Arbeitnehmerlehrkräfte bei 
den aktuellen Tarifverhandlungen für 
Verbesserungen, die dann in der Re-
gel auch zeit- und inhaltsgleich den 
Beamtinnen und Beamten zugute-
kommen. 

Aktuelle Themen und Informatio-
nen aus der Arbeit des BPR Gymna-

sien beim RP Tübingen wurden von 
Regina Hoch-Veser und Dieter Grupp 
vorgetragen. Sie gingen insbesondere 
auf den Beförderungsstau bei der 
A14-Beförderung und die Einschrän-
kungen bei Teilzeit und Sabbatjahr 
ein, wozu es auch viele Fragen aus 
dem Plenum gab. 

Christine Vöhringer, Bezirksver-
trauensperson der schwerbehinder-
ten Lehrkräfte an Gymnasien im RP 
Tübingen, informierte in ihrem Im-
pulsvortrag über die Struktur der 
Schwerbehindertenvertretung und 
Handlungsmöglichkeiten des ÖPR 
zur Unterstützung von längerfristig 
oder chronisch erkrankten bzw. 
schwerbehinderten Lehrkräften. 
Christine Vöhringer 
war aus organisato-
rischen Gründen 
hybrid per Video 
zugeschaltet, konnte 
aber dennoch ohne 
technische Proble-
me kompetent auf 
die Fragen der Teil-
nehmerinnen und 
Teilnehmer einge-
hen. Dabei ging es 
um Nachteilsaus-
gleiche für Schwerbehinderte und 
Gleichgestellte, BEM (Betriebliches 
Eingliederungsmanagement) und 
vieles mehr. 

Über die vielfältigen Aktivitäten 
des Hauptpersonalrats Gymnasien 
beim Kultusministerium in Stuttgart 
informierte umfassend dessen Vorsit-
zender, Jörg Sobora, der auch Mit-
glied des BPR Gymnasien beim RP 
Tübingen ist. Er berichtete über die 
Mitbestimmungsrechte des HPR und 
personalvertretungsrechtliche ‘Hebel’ 
wie Beschlussverfahren und Eini-
gungsstelle sowie die aktuellen The-
men, bei denen sich der HPR für Ver-
besserungen der Arbeitssituation an 
den Schulen einsetzt. 

Am Donnerstagabend hatten Re-
ferenten und Teilnehmer beim gesel-
ligen Ausklang in der Kellerbar Ge-
legenheit, einzelne Themen zu vertie-
fen und sich überregional zu vernet-
zen. 

Cord Santelmann, 1. Vorsitzender des 
PhV-Bezirksverbands Südwürttemberg

Knapp zwanzig Mitglieder örtlicher Personalräte an Gymnasien im 
Bereich des RP Tübingen haben am 23. und 24. November an einer 
Personalräteschulung des PhV-Bezirksverbands Südwürttemberg 
im Bildungsforum Untermarchtal teilgenommen. Sie wurden inten-
siv zu den Grundlagen des Personalvertretungsrechts geschult und 
hatten reichlich Gelegenheit zur Diskussion von Fragen und Fall-
beispielen aus dem ÖPR-Alltag. Daneben gab es aktuelle Informa-
tionen aus BPR, HPR, Arbeitnehmervertretung, Bezirkswahlvor-
stand und Schwerbehindertenvertretung. 
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>>>> Christine 
Vöhringer, 
Beauftragte 
für Chancen-
gleichheit

>>>> Johannes Gießler, 
Mitglied im 
BPR Tübingen

>>>> Ursula Dingler, 
Arbeitnehmer- 
vertreterin im 
BPR Tübingen

>>>> Jörg Sobora, 
Vorsitzender 
des Haupt- 
personalrats

Termin jetzt 
schon vormerken! 
21. und 22. 
November 2024 
Personalräte- 
schulung 
Südwürttem- 
berg



Personalräteschulung Nordbaden
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Der Herbst ist eingezogen und 
damit geht schon traditionell 
die Personalräteschulung des 
Bezirkes Nordbaden einher. 

 

II
n Bad Herrenalb informierten die 
Mitglieder des BPR Karlsruhe die 
örtlichen Personalräte zu den anste-

henden Themen und auch der infor-
melle Austausch und individuelle Fra-
gen kamen nicht zu kurz. 

Bestehen Sie auf einem solchen 
Vertrag, denn sonst bleiben Sie 
rechtlich immer noch der Vertrags-
partner (und damit bliebe die Haf-
tung bei Ihnen als Person). 

3. Weisen Sie die Erziehungsberech-
tigten strikt darauf hin, dass sie kei-
ne Person mitnehmen, die bis zur 
Stornofrist nicht bezahlt hat, so 
können dann auch keine Kosten für 
Sie entstehen. Machen Sie hiervon 
keine Ausnahmen! 

Allerdings bleiben immer Fragen offen, 
um deren eindeutige Klärung sich der 
Philologenverband bemüht und über 
die Sie der Verband bei neuen Er-
kenntnissen zeitnah informieren wird. 

Mit den Erörterungen zur Ziel- und 
Leistungsvereinbarung und der Un-
terrichtsmitschau war die Auswahl 
der aktuellen Themen für Oktober 
und November 2023 abgeschlossen. 

Aus dem Regierungspräsidium 
Karlsruhe hielt der Leiter des Refera-
tes 72, Dr. Martin Steffens, einen Vor-
trag mit Diskussionsrunde zum The-
menkomplex ‘Dienstaufsichtsbe-
schwerde und Missbilligung’. 

zweiten Vortrag ‘Einfluss von Teilzeit 
auf die Pension’ in die Auswirkungen 
von Teilzeit zu münden. Die Mitglie-
der aus dem BPR bieten diese Vorträ-
ge für Personalversammlungen vor 
Ort an den Schulen an. Die Örtlichen 
Personalräte dürfen und sollen den 
BPR sehr gern an die eigene Schule 
einladen, mit oder ohne Vortrag. 

Jedes Jahr stellt die Fragerunde der 
Örtlichen Personalräte einen wichti-
gen Teil der Veranstaltung dar. Die 
aktuellen Fragen werden im Plenum 
besprochen, und somit wächst die 
‘Schwarmintelligenz’ der Personalräte 
an den Schulen. Man kommt mit den 
Nachbarschulen in Austausch und 
nimmt Anregungen und neue Impulse 
mit an die eigene Schule. 

Am Abend war der Austausch aber 
noch lange nicht beendet, denn bei 
den geschätzten – und in der Corona-
zeit sehr vermissten – Kamingesprä-
chen gingen die Unterredungen zwi-
schen den Schulen weiter und Proble-
me oder bestimmte Situationen an 
den Schulen wurden geteilt und disku-
tiert. 

Der HPR-Vorsitzende, Jörg Sobo-
ra, stellte am zweiten Tag die zentra-
len Themen vor, die den HPR diesen 
Herbst beschäftigten: A14-Kriterien 
und -Ausschreibungsstellen (Forde-
rung nach Stellenhebungen), mögliche 

Aktuelle Themen aus dem BPR,Aktuelle Themen aus dem BPR,  
HPR und aus dem RP KAHPR und aus dem RP KA  
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Björn Sieper und Martina Scherer er-
öffneten die Tagung mit aktuellen In-
formationen zu den bevorstehenden 
Beförderungen im RP Karlsruhe. 

Mit den Änderungen des Kultusmi-
nisteriums und der Regierungspräsi-
dien bezüglich der außerunterrichtli-
chen Veranstaltungen wurde ein wei-
terer wichtiger Punkt für die Arbeit 
an den Schulen erörtert. Wichtig ist 
dabei ab sofort: 

 
1. Lassen Sie diese Mustervollmacht 

des Kultusministeriums auf jeden 
Fall unterzeichnen! 
 

2. Bitte achten Sie darauf, dass Sie im 
Vertrag bzw. in den Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen mit dem 
Reiseunternehmen keinen Passus 
oder eine Klausel haben, der Sie als 
Vertragspartner nennt. 

>>>> Björn Sieper, 
Vorsitzender 
des Bezirks 
Nordbaden

>>>> Martina Scherer, 
stellvertretende 
Landesvorsitzende 
des PhV BW

>>>> Dominik Diemer, 
Bezirks- und 
Hauptwahl- 
vorstand

Im April 2024 stehen die Wahlen 
auf allen Ebenen der Personalvertre-
tung an, daher hielt Dominik Diemer, 
der Bezirks- und Hauptwahlvorstand, 
einen Vortrag zum Prozedere der 
Wahlen und wies auf einige Fall- 
stricke und wichtige Fristen hin. 

Meike Brück und Mathias Fuchs 
gaben einen Einblick in zwei Vorträge 
des PhV. Als erstes wurde der ‘Um-
gang mit Teilzeit’ beleuchtet, wobei 
hier der Fokus auf teilbaren und un-
teilbaren Aufgaben lag, um dann im 

>>>> Meike Brück, 
Mitglied des 
BPR Karlsruhe

>>>> Mathias Fuchs, 
Mitglied des 
BPR Karlsruhe
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Entlastungen, Abiturprüfungen 
und deren immer kürzer werdende 
Korrekturzeiträume. Er beleuchte-
te aber auch mehrere aktuelle, bei 
den Einigungsstellen anliegende 
Verfahren wie die Abituraufga-
bendistribution, das Procedere um 
die Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen und die Genese des ge-
richtlichen Vergleichs zu den Kor-
rekturtagen. 

Wie schon seit vielen Jahren war 
das Finale der Veranstaltung der 
Vortrag der Leitenden Regie-
rungsschuldirektorin Dagmar Ru-
der-Aichelin, der Leiterin des Refe-
rates 75. Auf der Schulung der ört-
lichen Personalräte sprach sie ak-
tuelle Themen wie die Schulgesetz-
änderung, die Unterrichtsmitschau, 
die Mindestunterrichtsverpflich-
tung für Teilzeitler und die Ziel- 
und Leistungsvereinbarungen an. 
Außerdem stand sie den Kollegin-
nen und Kollegen wie gewohnt Re-
de und Antwort zu Fragen in Be-
zug auf Einstellung und Verset-
zung, die Versorgung der Schulen 
und zu Beförderungsstellen und 
Ausschreibungen. 

Das PhV-Team des BPR Karls-
ruhe stand während der Tagung 
den Mitgliedern der örtlichen Per-
sonalvertretungen die gesamte 
Zeit mit Rat und Tat zur Seite. 

Meike Brück und Martina Scherer

EE
s mag durchaus nachvollziehbare 
wahltaktische Gründe haben, wa-
rum sich unser Ministerpräsident 

Winfried Kretschmann immer noch ge-
gen ein flächendeckendes G9 in Ba-
den-Württemberg sträubt, die Sach-
gründe sprechen jedoch eine andere 
Sprache. Seit den ersten Abiturjahrgän-
gen G8 klagen die Professoren an den 
Universitäten insbesondere über man-
gelnde Schreibfertigkeiten der Studie-
renden beim Verfassen von Texten, die 
Lesefertigkeiten bei Wissenschaftslite-
ratur werden ebenfalls stetig bemän-
gelt. Natürlich mussten die Bildungs-
pläne am Gymnasium abgespeckt wer-
den, um die Inhalte in acht Jahren an 
die Schülerschaft vermitteln zu kön-
nen. 

Nun haben sich die Eltern zu Wort 
gemeldet, eine Bürgerinitiative ins Le-
ben gerufen, die ihresgleichen sucht im 
Ländle. Das Votum ist eindeutig, die 
Anzahl der Unterschriften für G9-jetzt 
gar überwältigend. Um den Felsen zu 
umschiffen, ruft die Regierung ein Bür-
gerforum ins Leben, doch auch dieses 
spricht sich mit klarer Mehrheit und ei-
ner langen Liste an Empfehlungen für 
eine Rückkehr zu G9 aus. 

Alle anderen Flächenbundesländer 
der Republik haben die Rückkehr zu 
G9 bereits vollzogen, und dies aus ge-
wichtigen Gründen. Die ursprüngliche 
Idee, die Jugendlichen über G8 früher 
ins Berufsleben zu bringen und somit 
den Standort Deutschland wettbe-
werbsfähiger zu machen, hat sich nicht 
bewahrheitet. Besonders in Baden-
Württemberg umgehen viele Schüler 
das G8 über die beruflichen Gymna-
sien, um kein Turboabitur machen zu 
müssen. Gerade die Besten wissen, 
dass sie an dieser Schulart ihren No-
tendurchschnitt nochmals verbessern 
können und ihnen dann der Weg zu 
den NC-Fächern an den Universitäten 
offen steht. Auch viele Gemeinschafts-
schulen im Ländle bieten nun die allge-
meine Hochschulreife an, in neun 
Schuljahren! 

Was bedeutet das für das allgemein-
bildende Gymnasium? Der Verlust an 
Quantität und an Qualität bei den Bil-

dungsinhalten vermittelt nur noch eine 
unzureichende Studierfähigkeit. Diese 
sollte eigentlich das primäre Ziel der 
gymnasialen Ausbildung sein. Wissen-
schaftspropädeutisches Arbeiten in der 
Kursstufe ist aus Zeitgründen kaum 
mehr machbar. Es geht vielmehr da-
rum, in so kurzer Zeit wie möglich so 
viel wie möglich an die Schülerschaft 
zu bringen. Das darf und kann nicht die 
Zielsetzung sein. Ein Übergang von der 
frühen Oberstufe in die Kursstufe muss 
zielführend ausgestaltet werden. Dafür 
braucht es ein weiteres Schuljahr nach 
der 10. Klasse, um nach BOGY, nach 
den zentralen Klassenarbeiten, nach 
dem Abschluss, der ja auch an den 
Gymnasien zur mittleren Reife führt, ei-
nen quantitativ und qualitativ hochwer-
tigen Einstieg in die Kursstufe zu er-
möglichen. 

Kultusministerin Theresa Schopper 
hat bereits angekündigt, das KM werde 
einen Marschplan für G9 erstellen. 
Wann genau, ließ sie bis zum Redakti-
onsschluss dieser Ausgabe nicht ver-
lauten. Ausnahmsweise geht es dies-
mal nicht darum, einem Trend auf Bun-
desebene zu folgen, wie dies bei eini-
gen Beschlüssen der Kultusminister-
konferenz der Fall zu sein scheint. Es 
geht auch nicht um eine Angleichung 
der unterschiedlichen Schulsysteme in 
der Republik. 

Es geht um mehr, nämlich um Ge-
rechtigkeit für unsere Kinder in Baden-
Württemberg. Die Schülerschaft im 
Ländle darf nicht aus wahlpolitischen 
Gründen im nationalen Vergleich abge-
hängt bleiben. Es ist unsere Pflicht, ih-
nen die besten Chancen im Wettbe-
werb mit den Schülern aus anderen 
Bundesländern zu ermöglichen, denn 
es geht um ihre Zukunft. Und dafür 
sollte auch unsere Landespolitik ein-
stehen und ein klares Bekenntnis zu 
G9 abgeben! Wenn es wieder zur urei-
genen Aufgabe der allgemeinbildenden 
Gymnasien werden soll, auf ein Studi-
um an der Universität vorzubereiten, 
dann müssen nun die Vorraussetzun-
gen hierfür geschaffen werden. Geben 
Sie sich einen Ruck, Herr Ministerpräsi-
dent, es ist an der Zeit! Enver Groß

Es ist an der Zeit!Es ist an der Zeit!  



Der PhV BW im Gespräch mit …
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>>>> v.l.n.r.: Martina Scherer, Ministerin Theresa 
Schopper, Karin Fetzner, Claudia Grimm 
und Ralf Scholl

Der Philologenverband BW im Gespräch mit … 

DDer Philologenverband Baden-Würt-
temberg pflegt regelmäßige Ge-

spräche mit den Verantwortlichen im 
Kultusministerium. So fand am 13. 
November wieder ein Gespräch mit 
Ministerin Theresa Schopper und Ver-
treterinnen des Gymnasialreferats 
statt, bei dem Ralf Scholl, Martina 
Scherer, Karin Fetzner und Claudia 
Grimm den Philologenverband Baden-
Württemberg vertraten. 

Die Gesprächsthemen waren vielfäl-
tig: Von den oft sehr knappen Korrek-
turzeiträumen beim Abitur über den 
dringenden Appell zu Stellenhebun-
gen von A13 auf A14, um wieder Auf-
stiegsperspektiven für engagierte Kol-
leginnen und Kollegen zu schaffen, 
bis zu einer Erhöhung von Anrech-
nungsstunden für besondere Aufga-
ben und für Schulleitungen reichte 
das Spektrum. 

Ganz aktuell war die Forderung 
nach konstruktiven Überlegungen, 
wie die juristisch bestehende Ver-
pflichtung aller Arbeitgeber zur Ermitt-
lung der Arbeitszeit ihrer Arbeitneh-
mer im Schulbereich adäquat umge-
setzt werden kann. Es stellt sich nicht 
mehr die Frage, ob das geschehen 
soll, denn diese ist höchstrichterlich 
entschieden, sondern wie eine echte 
Zeit-Erhebung korrekt verwirklicht 
werden kann – aber natürlich ohne ir-

gendwelche praxisferne Arbeitszeit-
modelle zu kreieren, die, wie in Ham-
burg, von unrealistischen Annahmen 
unterrichtsferner Planer am Schreib-
tisch konstruiert wurden. Der Philolo-
genverband setzt sich dafür ein, dass 
unsere vielfältige Arbeit als Lehrkräf-
te über das Klassenzimmer hinaus 
wahrgenommen wird, nicht nur das 
klassische Unterrichten und die un-
terrichtsnahen Tätigkeiten, sondern 
die Erhebung und Erfassung aller zu-
sätzlicher Aufgaben muss erreicht 
werden. Dazu muss eine Definition 
der Arbeit der Lehrkräfte erfolgen, 
denn eine fast ständig wachsende 
und unerschöpfliche Liste an Tätigkei-
ten kann nicht über die reine Unter-
richtsverpflichtung abgegolten wer-
den, beginnend bei Abituraufgaben, 
über außerunterrichtliche Veranstal-
tungen, gefolgt von Beratungsgesprä-
chen über Schulentwicklung bis hin 
zu Verwaltungsaufgaben – und diese 
Punkte stellen nur einen kleinen Aus-
zug dar. Ebenso dringend war unsere 
Bitte, dass die Kultusministerin sich 
endlich für die Einstellung von Verwal-
tungsassistenten stark machen mö-
ge, um die Lehrkräfte von außerunter-
richtlichen bürokratischen Tätigkeiten 
zu entlasten. 

Auch die drohende Schließung des 
Michelberg-Gymnasiums, die Schüler-

lenkung, die verbreitet nur an Gymna-
sien durchgeführt wird, und eine Ver-
besserung der Altersermäßigung zur 
Erhaltung der Arbeitsfähigkeit der 
Lehrkräfte bis zur Pensionsgrenze 
wurden thematisiert. 

Das Kultusministerium wurde zu 
zwei ganz wesentlichen Problemen 
um – insbesondere juristische – Hilfe-
stellung ersucht: 
1. Eine Handreichung zum Umgang 

mit KI in der Schule ist erforderlich, 
denn keine Lehrkraft kann die juris-
tischen ‘Fallstricke’ einschätzen, 
die sich aus dem von verschiede-
nen Seiten eingeforderten Umgang 
mit KI am Gymnasium ergeben. 

2. Die Problematik der Buchung und 
Haftung von Lehrkräften bei außer-
unterrichtlichen Veranstaltungen ist 
– entgegen anderslautenden Be-
hauptungen anderer Lehrervertre-
tungen – längst nicht zufriedenstel-
lend gelöst. Hier muss der Dienst-
herr dringend handeln, denn da-
durch, dass das Land sich aus der 
Verantwortung als Vertragspartner 
geschlichen hat, können erhebliche 
juristische Probleme für die planen-
den Lehrkräfte entstehen. Oft ist es 
gar nicht möglich, bei Buchungen 
als Vertreter der Schüler bzw. Eltern 
zu handeln, weil diese noch gar 
nicht bekannt sind – beispielsweise 
bei der Reservierung von Kennen-
lern-Aufenthalten kommender 
Fünftklässler oder Probentagen von 
Schulchören. Auch der DJH verwen-
det Vertragsbedingungen, die nur 
den Unterzeichner als Vertragspart-
ner akzeptieren – das kann und 
sollte keine Lehrkraft unterschrei-
ben! Diese rechtliche Lücke muss 
dringend von den Juristen im Kul-
tusministerium durch ‘wasserdich-
te’ Vertragsvorlagen geschlossen 
werden, um die Kolleginnen und 
Kollegen vor großen Risiken zu be-
wahren. 

Und wieder zeigte es sich: Es ist für 
beide Seiten hilfreich und notwendig, 
in den Dialog zu gehen und Fragen 
aus der Praxis für die Praxis zu klären! 

Karin Fetzner

… dem Kultusministerium 
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Zu Gast bei Freunden 
Auf dem Philologentag 2023 des PhV Niedersachsen 

DDer Niedersächsische Philologentag, 
der traditionell im Hotel ‘Der Ach-

termann’ in Goslar stattfindet, ist eine 
jährliche, gut besuchte Delegierten-
versammlung mit über 300 Teilneh-
menden. Dieses Jahr stand er unter 
dem Motto: ‘Mit Entlastung und Wert-
schätzung gesunde Schule gestalten’. 
Auch die aktuellen Tarifauseinander-
setzungen der Länder wurden ange-
sprochen. 

Die Tagung begann am Dienstag-
abend mit einem Empfang für gelade-
ne Gäste, bei dem der Landesvorsit-
zende, Dr. Christoph Rabbow, die 
Veranstaltung mit einer thematischen 
Ausführung zum Motto einleitete. 
Danach war eine gute Gelegenheit zu 
Gesprächen und zur Vernetzung ge-
geben. 

Der Mittwoch begann am Vormit-
tag mit einem öffentlichen Teil: 

Der PhVN-Landesvorsitzende for-
derte in seiner Begrüßungsrede, das 
System Schule müsse wieder ins 
Gleichgewicht kommen. »Lernen und 
Lehren ist anstrengend, wir sind nicht 
zum Spaß in der Schule! Unterricht 

kann nicht nur erlebnisorientiert, son-
dern muss ergebnisorientiert sein.« 
Und an die anwesende Kultusministe-
rin Julia Hamburg gerichtet: »Die An-
erkennung unserer Arbeit durch Ihre 
Briefe, Frau Ministerin Hamburg, ist 
nett gemeint und wir nehmen Ihnen 
die Ernsthaftigkeit ab, allerdings kann 
man sich am Ende des Monats nichts 
davon kaufen. Wertschätzung kommt 
von Wert und da erwarten wir ganz 
konkrete Vorschläge. Außerdem 
muss es möglich sein, die von uns er-
warteten Aufgaben auch leisten zu 
können, und es dürfen nicht ständig 
neue Aufgaben von immer weniger 
Schultern getragen werden.« Nur ein 
attraktives Arbeitsumfeld und kon-
krete Entlastungen könnten für einen 
Abbau des aktuellen Lehrkräfteman-
gels sorgen. »Lehrergesundheit ist Bil-
dungsgerechtigkeit, denn die Aufga-
ben sind vielschichtig und fordernd. 
Die Schule muss für Schüler und Leh-
rer ein Wohlfühlort sein, darum 
braucht man vielfältige Investitionen 
in Gebäude, Ausrüstung und Tech-
nik.« Viele Versuche in den verschie-
denen Bundesländern, den Lehrkräf-

temangel zu beheben, seien mehr ge-
wollt als gekonnt, weil sie das Kern-
problem, gut qualifizierte Lehrkräfte 
zu gewinnen und langjährig im Beruf 
zu halten, völlig verfehlten. Zur Basis 
von Bildungserfolgen zeigte Rabbow 
eine klare Haltung: Die Aufgabe der 
Grundschulen sei, dass die Kinder so-
lide Lese-, Schreib- und Rechenfähig-
keiten bis zum Übergang in die wei-
terführenden Schulen erwerben, nicht 
Wisch- und Klicktechniken! Eine bes-
sere Steuerung der Übergänge er-
leichtere den Bildungsauftrag nach 
dem Schulgesetz, man dürfe Demo-
kratie nicht mit Beliebigkeit verwech-
seln. 

Gleich danach folgte eine kämpferi-
sche Rede von Alexander Zimbehl, 
dem Vorsitzenden des niedersächsi-
schen Beamtenbunds, der sehr deutli-
che Worte an die grüne Kultusminis-
terin richtete: »Lassen Sie die Finger 
von den ideologischen Vorstellungen 
Ihrer Grünen Jugend von einem Ge-
samtschulsystem und bleiben Sie bei 
unserem bewährten differenzierten 
Schulsystem, das jedem Kind seine 
passende Laufbahn bietet! Um Bil-
dungsgerechtigkeit zu schaffen, bedarf 
es eines differenzierten Bildungssys-
tems, in dem das Gymnasium mit sei-
nen kennzeichnenden Ansprüchen 
und seinem spezifischen Niveau be-
wahrt bleibt. Nur so kann man der 
Heterogenität und Vielfalt von Kin-
dern und Jugendlichen gerecht wer-
den.« Zimbehl forderte von Julia 
Hamburg sehr deutlich, auf die Tarif-
forderungen der Länder einzugehen 
und dem öffentlichen Dienst so die 
gebührende Wertschätzung entgegen-
zubringen. Unterstützt wurde er 
durch die über 300 Delegierten, die 
alle mit dbb-Schals und hochgehalte-
nen Plakaten – wie eine Wand – die 
Forderungen optisch unterstrichen. 

Julia Hamburg sah sich auch bei ih-
rem Grußwort noch einer Phalanx 
von hochgehaltenen Plakaten gegen-
über, die die Tarifforderungen bekräf-
tigten. Die Ministerin berichtete von 
einigen Punkten, bei denen sie den 
Wünschen der Lehrkräfte entgegen-
gekommen war: Mehr Schulpsycholo-
gen eingestellt, kein Zusammenlegen 
von Fächern, in den Grundschulen 

>>>> Christoph Rabbow 
(PhVN) und Alexander 
Zimbehl (NBB)

>>>> Blick in etwa die Hälfte 
des Plenumssaals

>>>> Julia Hamburg, 
die grüne Kultus-
ministerin in 
Niedersachsen
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mehr Zeit für die Basiskompetenzen. 
Sie betonte, dass die inhaltlichen Im-
pulse des Philologenverbandes im Mi-
nisterium immer Gehör fänden und 
bot an, die dicken Bretter der Bil-
dungspolitik gemeinsam zu bohren. 
Auf so manche der detaillierten For-
derungen ging sie nicht ein. 

Allgegenwart von digitalen Geräten 
häufig der Lern- und Konzentrations-
fähigkeit eher abträglich als nützlich 
sei. Man müsse genau abwägen, was 
man wann im Unterricht einsetze, und 
insbesondere das Alter der Lernen-
den berücksichtigen. Digitalisierung 
sei kein Selbstzweck, sondern müsse 
dem pädagogischen Primat unterwor-
fen werden. 

Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing, die 
Vorsitzende des DPhV, beschloss den 
ersten Teil der Sitzung mit einem 
Grußwort. 

Am Nachmittag waren interne Be-
ratungen und Beschlüsse angesetzt, 
über 200 Anträge wurden diskutiert 
und vier Resolutionen verabschiedet, 
die die aktuellsten Themen und drän-
gendsten Probleme an den Schulen 
abbilden. »Wir haben Beschlüsse zu 
den wichtigen Themen Gesunde 
Schule für alle, Künstliche Intelligenz, 
Besoldung sowie Einheitsschule, Ein-
heitslehrkräfte, Leistungsabsenkung, 
gefasst. Wir erwarten von unserer 
Kultusministerin, dass sie diese Kon-
zepte nicht nur mit in Gesprächskrei-
se mitnimmt, sondern diese auch end-
lich umsetzt und so deutliche Verbes-
serungen für Schulen, Lehrkräfte und 
Lernende schafft«, so Rabbow. 

Am Donnerstagvormittag sprach 
Andrej Priboschek vom Onlineportal 
News4teachers zum Thema ‘Nur 
Stress und Frust? Wie die Bildungspo-
litik für ein gesünderes Schulsystem 
sorgen könnte’ zu den Delegierten. 
Dabei bezog er sich schwerpunktmä-
ßig auf die Corona-Zeiten und die da-
mals von der Politik beschlossenen 
Vorgehensweisen, die oftmals nicht 
den Notwendigkeiten und Bedürfnis-

sen der Lernenden und Lehrkräfte 
entsprachen. Fazit: Die Betroffenen, 
also die Schulen vor Ort, müssten 
prinzipiell mehr Gehör bei den ver-
antwortlichen Entscheidungsträgern 
finden. Priboschek sieht seinen 
News4teachers-Kanal als Sprachrohr 
für die Lehrkräfte, »unabhängig und 
überparteilich«, wobei er sich jedoch 
auch anhören musste, dass die Dauer-
Präsenz der GEW und die starke Pro-
pagierung einer »inklusiven Schule für 
alle« in den Mitteilungen als recht ein-
seitig empfunden wird. Der Philolo-
genverband äußerte den dringenden 
Wunsch, dass die Berichterstattung 
zukünftig ausgewogener erfolge und 
der Philologenverband mehr sichtbar 
sei. 

Nach diesem kontroversen Beitrag 
von außen ging die Tagung mit den 
vom Vortag noch zu bearbeitenden 
internen Themen ihrem Abschluss 
entgegen. Karin Fetzner

>>>> Das Präsidium des PhV Niedersachsen

Nach einem Grußwort der Goslarer 
Oberbürgermeisterin folgte der span-
nende Fachvortrag von Dr. Alexander 
Jatzko, Facharzt für Psychiatrie und 
Psychotherapie, Chefarzt am Klini-
kum Stillachhaus Oberstdorf, zum 
Thema ‘Digitale Welt – Analoges Ge-
hirn: Auswirkungen auf die Schule 
und Gesellschaft. Was können wir 
tun?’ Dabei führte er aus, dass die 

>>>> Prof. Dr. 
Alexander Jatzko

>>>> v.l.n.r: Karin Fetzner, Susanne Lin-Klitzing, 
Christoph Rabbow

>>>> Ein Super-Plakat der Niedersachsen

>>>> Ein Wintermärchen 
im Harz
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Ein Hochamt für die Gemeinschaftskunde 

DD
ie Landtagspräsidentin hatte 
Vertreterinnen und Vertreter aus 
dem Volk in den Landtag gela-

den. Neben den üblichen Verdächti-
gen fanden sich auch einige Schülerin-
nen und Schüler ein. Das Volk sei 
durch die Verfassungsgebung konsti-
tuiert worden, so erfahren alle ein-
gangs. Identität durch Verschriftli-
chung, der Gesellschaftsvertrag lässt 
grüßen. 

Aber wie gut kennt das Volk sich ei-
gentlich? Oder anders gefragt: Warum 
liegt bei der Festveranstaltung die Lan-
desverfassung auf jedem Platz, wenn 
sie doch ein Teil von uns ist? Bei ei-
nem Video-Einspieler soll dann auch 
deutlich werden, wie wenig die Men-
schen in Baden-Württemberg über ih-
re Verfassung wissen – und wie stolz 
sie gleichzeitig darauf sind, also auf die 
Verfassung. Der Festredner, Histori-
ker an der Universität Mannheim, be-
tont die Qualität der aktuellen Landes-
verfassung und ihrer Vorgänger. Insbe-
sondere die Verfassung von Württem-
berg-Baden von 1946 (!) wird als Vor-
läufer auch des Grundgesetzes gelobt. 
Eine föderale Ordnung als Reaktion 
auf die Gleichschaltung durch die Na-
tionalsozialisten und als Versuch, eine 
neue Orientierung zu geben, werde 
heute nicht genug geschätzt. Zusam-
mengefasst: Der Föderalismus könne 
mehr als man ihm zutraue. 

Verfassungen müssten aber immer 
als Kinder ihrer Zeit verstanden wer-

den. Die religiöse Perspektive und der 
entsprechende Duktus sei vermutlich 
eine Reaktion auf den Werteverlust in 
den Jahren des Nationalsozialismus. 
Und: Vieles sei auch auf die Hetero-
genität der Verfassungsgeber zurück-
zuführen. Täter und Gegner des Re-
gimes, Mitläufer und Opfer, alle fan-
den sich in den Gremien plötzlich an 
einem Tisch wieder. Weitere zentrale 
Konfliktlinien verliefen vor allem zwi-
schen den Konfessionen. Zudem ver-
änderten Heimatvertriebene und Ge-
flohene in großer Zahl alteingesesse-
ne Strukturen. »Heimat« als »unver-
äußerliches Menschenrecht« (Art. 2 
(2)) fand den Einzug in die Verfas-
sung. 

Hervorgehoben werden erwar-
tungsgemäß die gestärkten direktde-
mokratischen Elemente. Wie schwer 
sich aber einige Parteien tun, dem 
Volk dann auch wirklich zuzuhören 
und Gesagtes ernst zu nehmen, hatte 
bei einer Festveranstaltung im Land-
tag keinen Raum. Auch zur ambiva-
lenten Sicht auf den Bildungsfödera-
lismus sowie der KMK-Fixierung, 
wenn einem selbst nichts einfällt, war 
nichts zu hören. Oder: Wie genau in-
terpretieren wir in Baden-Württem-
berg heute gleichwertige Lebensver-
hältnisse? Das alles wäre eine Diskus-
sion wert gewesen. 

Stattdessen erfahren einzelne Arti-
kel und die Wortwahl größere Auf-
merksamkeit. Fordert die Landesver-
fassung gar einen Gottesstaat? Das 
hatte die Grüne Jugend vor rund zehn 
Jahren lautstark befürchtet. Sollten in 
zukünftigen Verfassungsänderungen 
die religiösen Bezüge gestrichen wer-
den? Da scheint es aktuell wohl keine 
Bestrebungen und vielleicht auch 
(noch) keine Mehrheiten zu geben. 

Neue Ausrichtungen der Landes-
verfassung, wie die Wahrung der na-
türlichen Lebensgrundlagen und die 
Absenkung des aktiven Wahlalters 
auf sechzehn Jahre, werden als quali-
tative Weiterentwicklungen der zu-
mindest sprachlich in die Jahre ge-
kommenen Verfassung gesehen. 
Schulen hätten eine große Verantwor-
tung, Schülerinnen und Schüler zu 
mündigen Bürgerinnen und Bürgern 
zu erziehen. Da treffe es sich ja gut, 
dass Gemeinschaftskunde »ein or-
dentliches Lehrfach« sei, also in Ba-
den-Württemberg Verfassungsrang 
habe. 

In verschiedenen Beiträgen wird 
deutlich: Verfassungsrecht und Ver-
fassungswirklichkeit fallen bei der 
Landesverfassung nicht immer zusam-
men. 

Wie sieht denn hier die Verfas-
sungswirklichkeit aus? Schülerinnen 
und Schüler haben in der Mittelstufe 
des Gymnasiums insgesamt vier Wo-
chenstunden Gemeinschaftskunde. 
Dort soll neben dem politischen Sys-
tem Deutschlands (Kommunen, Land, 
Bund), die EU, Recht und Rechtsord-
nung der BRD, ein bisschen Soziolo-
gie und ein bisschen Frieden sowie na-
türlich das ganze Paket an Kompeten-
zen unterrichtet werden. Wahlrecht 
ab 16 bedeutet theoretisch, die Schü-
lerinnen und Schüler befinden sich bei 
ihrer ersten Wahl irgendwo zwischen 
Klasse 9 und 12. Je nachdem, wie die 
einstündigen Jahre an den Schulen 
umgesetzt werden, kann es sein, dass 
bestimmte Klassen(stufen) während 
eines Wahlkampfes oder einer Wahl 
gar keinen Gemeinschaftskundeunter-
richt haben. Blöd, oder? 

Aber auch da hilft der Blick in die 
Landesverfassung weiter: »In allen 
Schulen waltet der Geist der Duld-
samkeit und der sozialen Ethik.« 
(Art. 17 (1)). Jetzt kann man Duld-
samkeit mit Toleranz konnotieren, 
was der Kontext vermuten lässt. 
Aber es beschleicht einen dennoch 
der Gedanke, die Verfassungsgeber 
hätten das bildungspolitische Trauer-
spiel der vergangenen Jahre voraus-

von Claudia Grimm

Auf der Festveranstaltung im Landtag anlässlich des 70jährigen 
Jubiläums unserer Landesverfassung wechselten sich Verfassungs-
romantik und kritische Würdigung ab. Gerade Art. 21 (2), im Wort-
laut: »In allen Schulen ist Gemeinschaftskunde ein ordentliches 
Lehrfach.«, führte zu Verzückung. Aus Sicht einer Gemeinschafts-
kundelehrerin ist das durchaus verwunderlich. Kein Fach ist derart 
marginalisiert wie Gemeinschaftskunde – trotz Verfassungsrang. 
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geahnt und quasi eine Durchhalte-
parole in die Verfassung geschrie-
ben… Erdulden müssen alle am 
Schulleben Beteiligten reichlich. 
Dies soll kein Plädoyer für eine 
dauerhafte Komfortzone sein. 
Aber sehenden Auges die Schule 
auf Sand zu bauen oder sie in den 
Sand zu setzen, kann nicht im Sin-
ne der Verantwortung für die 
künftigen Generationen sein. Der 
mutwillig marginalisierte Gemein-
schaftskundeunterricht ist hier nur 
ein Beispiel von vielen. Gemein-
schaftskunde aber sogleich als die 
Wunderwaffe gegen neue und alte 
Verfassungsfeinde anzupreisen, 
wenn man die notwendigen Rah-
menbedingungen nicht im Ansatz 
schafft? Das hat weder mit Ver-
fassung noch mit Wirklichkeit zu 
tun! 

Hoffen wir mal, dass mögliche 
Lösungsansätze nicht im »politi-
sche-Bildung-fernen« benachbar-
ten Freistaat abgekupfert werden. 
Neben einer Leitperspektive De-
mokratiebildung brauchen wir si-
cher nicht auch noch eine Verfas-
sungsviertelstunde. Sondern, liebe 
Volksvertreter und Regierenden, 
macht endlich, was in der Verfas-
sung steht: Gemeinschaftskunde 
muss ein ordentliches Lehrfach 
werden! In G8 geht das nicht? 
Mehr als 100 000 aus dem Volk 
hätten da einen Vorschlag!

Das Land lässt die Lehrkräfte 
bei außerunterrichtlichen Veran-
staltungen (AuV) weiterhin 
ziemlich im Regen stehen! 
 
Die Rechtslage bei einer Bu-
chung von AuV ist entgegen an-
derer Behauptungen oft über-
haupt nicht klar – das Land hat 
sich aus der (Mit-)Verantwor-
tung verabschiedet – der PhV 
BW hakt nach! 

 

WW
ir vom PhV BW setzen uns mit 
Nachdruck dafür ein, dass die 
Lehrkräfte vom Dienstherrn 

hier nicht alleine gelassen werden. 
Deshalb haben wir im November eine 
Anfrage an das Kultusministerium ge-
richtet, um auf die in der Praxis auf-
tretenden Schwierigkeiten und Fallen 
bei der Buchung von AuV hinzuwei-
sen und Lösungen einzufordern: 

Im Auftrag des Kultusministeriums 
wurden an die Schulen Hinweise und 
eine Mustererklärung zur Durchfüh-
rung von außerunterrichtlichen Veran-
staltungen verschickt, die leider – ent-
gegen anderen Behauptungen – nach 
Auskunft unserer PhV-Juristinnen 
noch eine ganze Reihe von Fragen of-
fen lassen, die den Begleitlehrkräften 
in der praktischen Arbeit häufig be-
gegnen. Da das Thema AuV aktuell 
und alljährlich in jeder Schule auf der 
Agenda steht, wäre es hilfreich, wenn 
das Kultusministerium ein Papier als 
rechtlich ‘wasserdichte’ Vorlage für al-
le Lehrkräfte erstellen würde, das die 
folgenden Punkte abklärt. So könnte 
das Kultusministerium gewährleisten, 
dass Lehrkräfte als Nicht-Juristen 
nicht vor Probleme gestellt werden: 

  Verbindliche Kostenübernahme 
durch die Eltern bei vorzeitiger 
Rückreise aufgrund Ausschlusses 
von der Fahrt. (Grund: eine Schü-
lerin/ein Schüler animiert andere 

→

zum Beispiel zu Alkoholexzessen 
oder Drogeneinnahme oder Ähn-
lichem, sodass sie/er abgeholt wer-
den oder selbständig zurückreisen 
muss.) Aus dem Ausland bedeutet 
dies in der Regel einen Rückflug, 
da nur so eine sichere Ankunft in 
Deutschland garantiert werden 
kann (keine Ausstiegsmöglich-
keit). – Es kann nicht sein, dass 
Lehrkräfte und Schulen mit sol-
chen Fällen allein gelassen werden. 

  Abfrage zu möglichen Vorerkran-
kungen einschließlich Negativ-Er-
klärung durch die Erziehungs-
berechtigten – vgl. das aktuelle 
Urteil im Diabetes-Fall mit Todes-
folge, das zu einer gerichtlichen 
Verurteilung einer Kollegin aus 
Nordrhein-Westfalen führte. 

  Vollmacht für Einweisung in ein 
Krankenhaus bei Bedarf oder eine 
Reisevollmacht (etwa mit Taxi und 
Kostenübernahme), die durch die 
Eltern für die Begleitlehrkräfte 
zum Arztbesuch ihres Kindes er-
teilt wird.  

Der Philologenverband würde es be-
grüßen, wenn unser Dienstherr im 
Sinne seiner Fürsorgepflicht für die 
Kolleginnen und Kollegen ein landes-
weit gültiges Anmeldeformular zur 
Verfügung stellen würde, das alle 
Schulen an die Eltern ausgeben kön-
nen und auf dem juristisch einwand-
frei auch die genannten Punkte abge-
klärt werden. 

Dieses Formular wird sicher etwas 
sperrig, weil es viele Fälle abdecken 
muss, aber die Schulen sollten nur 
noch Ziel, Kosten und ggf. Reiseplan 
und Programm sowie Begleitpersonen 

→

→

Termin: 
Montag, 26. Februar 2024 
 
Ort: 
Restaurant Rosengarten 
Gammertinger Straße 25 
88499 Riedlingen 
 
Zeit: 
von 16:00 bis 18:00 Uhr 

Heinz Einwiller, Regionalvertreter 
Obere Donau Region 64

Regionalversammlung 
Obere Donau 

Bezirk Südwürttemberg, 
Region 67

Karin Fetzner 
ist stellvertretende Vorsitzende 
des Philologenverbandes 
Baden-Württemberg

Außerunterrichtliche 
Veranstaltungen 

»Ich habe gerade 45 000 Euro für die Englandfahrt auf meinem 
Konto liegen…« 
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ergänzen müssen. Die Schulen können 
keine Verantwortung für rechtliche 
Formulierungen übernehmen, dazu 
fehlt ihnen die juristische Expertise.  
Zudem sollten die Juristen des KM 
bitte die folgenden, in der Praxis auf-
getretenen Fälle unbedingt abklären: 

  Kosten für Notfälle – Fallbeispiel: 
Bei einer Fahrt erkrankte eine von 
zwei Begleitlehrkräften eines 
Nordamerika-Austausches vor 
Ort, erholte sich nicht, und die 
Schulleitung hätte wegen der Auf-
sicht eigentlich eine zweite Lehr-
kraft als Ersatz hinschicken müs-
sen – wer zahlt so etwas? – Das 
sind dann mindestens zwei zusätz-
liche Flüge + Flughafentransfer. 

  Kostenübernahme für Auslands-
Krankenkosten der begleitenden 
Lehrkräfte, die mögliche Versiche-
rungstarife übersteigen – die Be-
gleitlehrkraft muss sich absolut si-
cher sein können, dass sie bei 
einem Unfall in Nordamerika, der 
Schweiz, einem anderen EU- oder 
Nicht-EU-Ausland anschließend 
nicht auf Behandlungskosten sit-
zen bleibt. 

  Klärung der Kostenübernahme bei 
verlängertem Aufenthalt aufgrund 
ernsthafter Erkrankung einer 
Lehrkraft oder eines Schülers/ei-
ner Schülerin: Ein Schüler kann 
nicht zurückfliegen, weil das Boar-
ding aufgrund Krankheit verwei-
gert wird – er muss ins Hotel oder 
Krankenhaus. Muss eine Lehrkraft 
bleiben, um die Aufsichtspflicht zu 
erfüllen? Wenn ja, wer übernimmt 
die zusätzlichen Kosten? 

  Wie soll mit der Buchung von Rei-
sen für Klassen umgegangen wer-
den, die es an der Schule noch gar 
nicht gibt (neue Fünftklässler)? In 
diesem Fall ist die Erteilung einer 
Vollmacht vorab nicht möglich. 

  Wie kann man im Namen von Per-
sonen, die noch nicht feststehen, 
ein Vertragsgeschäft eingehen 
(etwa eine Orchesterfahrt ein Jahr 
im Voraus planen und buchen)? 
Auch in diesem Fall ist die Ertei-
lung einer Vollmacht vorab nicht 
möglich. 

  Lehrkräfte sollen ein ‘zweck-
gebundenes Konto’ für Zahlungen 
von Eltern verwenden: Wer 
kommt für die anfallenden Konto-
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führungsgebühren auf? Kostenlose 
Girokonten gibt es, wenn über-
haupt, nur noch selten. 

  Wie soll mit vorgeschriebenen 
Vertragsbedingungen von Anbie-
tern, die die persönliche Haftung 
der Lehrkraft fordern, umgegan-
gen werden? Dies ist zum Beispiel 
bei Übernachtungen in Jugendher-
bergen grundsätzlich der Fall. In 
der ‘Verbindlichen Reiseanmel-
dungserklärung’ beim DJH heißt 
es: »Diese Reiseanmeldung wird 
verbindlich im Namen und mit 
Vollmacht aller vorstehend genann-
ten Personen abgeschlossen. Für 
alle vertraglichen Verpflichtungen, 
die sich aus dieser Reiseanmeldung 
ergeben, auch soweit sie sich auf die 
weiteren genannten Personen bezie-
hen, haftet der Unterzeichner / die 
Unterzeichnerin. Entsprechend der 
Reisebedingungen des DJH-Lan-
desverbandes Baden-Württemberg 
e.V., die ich ebenfalls erhalten habe 
und ausdrücklich als Vertragsinhalt 
anerkenne, nehme ich diese ver-
bindliche Reiseanmeldung mit den 
vorstehenden Angaben vor.«  

Weitere rechtliche Fallen, die eine 
Schule bzw. die einzelnen Kollegen al-
leine nicht bewältigen können und 
sollten: 

  Ein landeseigener Rahmenvertrag 
für Reiseversicherungen für Klas-
senfahrten wäre sehr wünschens-
wert. – Aktuell müssen Schulen für 
eine AuV selbst passende Ange-
bote für Versicherungen (Rück-
tritt, Abbruch,.. ) suchen, die dann 
zum Beispiel auch im Fall einer er-
krankten Lehrkraft die Kosten 
übernehmen. Die Prüfung und Be-
urteilung der Vertragskonditionen 
können aber weder die Lehrkräfte 
noch die Schulen rechtssicher leis-
ten. Da die Schulen auch kein 
Budget haben, um im Zweifel Ver-
sicherungslücken finanziell auf-
zufangen, weiß die Schulleitung 
nicht, wie sie die Kollegen und sich 
selbst hier absichern kann. 

  Die Schulen bräuchten ein Schul-
konto zum Beispiel bei der L-Bank 
mit flexiblen Unterkonten, zum 
Beispiel eines je Lehrkraft oder ei-
nes je Projekt, über das Zahlungen 
sicher und sauber abgewickelt wer-
den können. Hier ist bisher über-
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haupt nichts geschehen, obwohl es 
seit zwei Jahren Zusagen seitens 
des KM gibt, dass dies geprüft 
werde. Bis heute ist hierzu keine 
Rückmeldung erfolgt. Andere 
Bundesländer haben Schulkonten 
ermöglicht. Nur in Baden-Würt-
temberg soll das nicht möglich 
sein?!? Vor über einem Jahr be-
reits haben wir im Rahmen des 
HPR Gymnasien von Plänen zu 
diesem Thema gehört. Es scheint, 
als sei dieser Punkt im zuständigen 
Referat unter den Tisch gefallen, 
denn eine Rückmeldung oder gar 
Bearbeitung steht bis heute aus. 
Bei der Umsetzung von Schulkon-
ten wäre es zudem unbedingt wich-
tig, aktive Schulleitungen der ver-
schiedenen Schularten mit 
einzubeziehen, damit das Ganze 
nachher vor Ort auch tatsächlich 
praktikabel ist. 

Fazit: Das Thema AuV betrifft jede 
weiterführende Schule im Land – es 
ist bei jedem Schullandheim, jedem 
Schüleraustausch und bei jeder Studi-
enfahrt ein Thema. Selbst bei eintägi-
gen Unternehmungen, die gebucht 
und bezahlt werden müssen, ist dies 
relevant. Aktuell muss jede Schule, 
nein, sogar jede Lehrkraft, für die je-
weilige Fahrt eine eigene rechtssiche-
re Anmeldung entwerfen und formu-
lieren. Das geht zu oft schief – und 
das kann kein Dauerzustand sein. Zu-
dem: Es ist ein zusätzlicher zeitlicher 
Aufwand angesichts der ohnehin ho-
hen Belastung der Lehrkräfte. 

Wir vom PhV könnten uns gut vor-
stellen, dass viele Teilzeitkräfte auf-
stocken würden, wenn sie von diesen 
und vielen weiteren ‘unterrichtsfer-
nen’ Formalitäten entlastet würden. 
Dies wäre in Zeiten des Lehrkräfte-
mangels ein sehr wünschenswerter Ef-
fekt und würde sicherlich auch zur 
Arbeitszufriedenheit der Lehrkräfte 
und damit langfristig zur Lehrerge-
sundheit und Attraktivität des Lehr-
berufs beitragen. 

Danke, dass Sie im KM diese Hin-
weise von uns aus der Praxis ernst 
nehmen und möglichst bald alle Ihre 
Lehrkräfte in die Lage versetzen, den 
Dienst bei AuV rechtssicher zu leis-
ten!
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Tarifverhandlungen

Tarifauseinandersetzungen 

ROTE KARTEROTE KARTE  für die Arbeitgeber in den Ländern!für die Arbeitgeber in den Ländern!  
Der PhV BW bezieht für euch vor dem Finanzministerium Stellung 

BB
LV, Philologenverband und Jus-
tiz-Gewerkschaft standen am 14. 
November 2023 von 11:00 bis 

13:30 Uhr gemeinsam vor dem Fi-
nanzministerium in Stuttgart zur 
Mahnwache, die man auch Weckruf 
nennen könnte. Die Partnerverbände 
unter dem Dach des BBW zeigten Mi-
nisterpräsident Kretschmann und Fi-
nanzminister Bayaz in großer Zahl die 
ROTE KARTE und skandierten laut-
stark und unüberhörbar ihre Forde-
rungen. Zusammen stellten sie sich 
unmissverständlich gegen die Verwei-
gerungshaltung der Tarifgemeinschaft 
der Länder (TdL), denn trotz steigen-
der Steuereinnahmen und dramati-
schem Lehrkräftemangel an Schulen 
lag bis dahin kein Angebot der Ar-

beitgeber vor. Die Erwartung war, 
dass die Arbeitgeber auf die Forde-
rung nach 10,5 Prozent mehr Einkom-
men, mindestens jedoch 500 Euro, 
eingehen, so wie es im Frühjahr auch 
beim TVöD vereinbart worden war. 
Motto des dbb und des BBW: »Wir 
sind MEHRWERT!« 

»Lehrkräfte und Schulleitungen 
hatten die Hinhaltetaktik des Landes 
so richtig satt. Nicht einmal zu ernst-
haften Verhandlungen war man be-
reit. Ich rufe alle Kolleginnen und 
Kollegen auf, sich an unseren Aktio-
nen zu beteiligen«, so Thomas Speck, 
der BLV-Vorsitzende. 

Die Ergebnisse der Tarifverhandlun-
gen müssen auf Beamte und Versor-
gungsempfänger übertragen werden! 

Dieser Weckruf vor dem Finanzmi-
nisterium in der Mittagspause war nur 
ein Teil der Aktionen des Philologen-
verbandes Baden-Württemberg. Be-
reits am 11. November 2023 traf man 
sich in Schwäbisch Gmünd, organi-
siert vom Arbeitskreis Arbeitnehmer 
des Philologenverbandes Baden-
Württemberg, und setzte ein Zeichen. 

Bei der Großdemo des Beamten-
bunds Tarifunion am 30. November 
2023 beteiligte sich der Philologenver-
band Baden-Württemberg ebenfalls 
mit zahlreichen Mitgliedern und 
konnte gemeinsam mit 6000 Beschäf-
tigten des Öffentlichen Dienstes in 
Stuttgart sehr laut werden. 

Wir für euch! 
Karin Fetzner und Martina Scherer

1   >>>> Auch der BBW (Jörg Feuerbacher) ist dabei! 
 
2   >>>> Martina Scherer im Interview 
 
3   >>>> Das Motto des dbb. 
 
4   >>>> Wir zeigen Ministerpräsident Winfried 

Kretschmann und Finanzminister Danyal 
Bayaz die roten Karten! 

 
5   >>>> … die roten Karten für die Landesregierung!
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>>>> Proteste am 11. November 2023 in Schwäbisch Gmünd Fo
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Connect & Create SymposiumConnect & Create Symposium  
Die JuPhi in Klausur in Herrenberg 

VV
om 20. bis 21 November 2023 trafen sich 
elf JuPhi aus allen vier Regionen in Her-
renberg zu ihrer Herbstklausur. Auf 

dem vollen Tagungsprogramm gab es neben 
aller Arbeit auch gesellige Punkte, so dass 
man sich mit neuen Gesichtern austauschen 
und die bekannten Gesichter auf den aktuel-
len Stand bringen konnte – schnell stand 
fest, man tickt einfach gleich und die Chemie 
stimmt. 

Laut Tagungsprogramm galt es das JuPhi-
Positionspapier zu überarbeiten, die Modali-
täten für die JuPhi-Wahl zu besprechen und 
Vorbereitungen zu treffen, sich Gedanken 
zu den Seminarvorstellungen sowie der 
Sichtbarkeit für Lehramtsstudierenden an 
den Universitäten zu machen und nicht zu-
letzt die Sichtbarkeit der JuPhi im Wahljahr 
als Unterstützung für die Wahrnehmung des 
Verbands vor allem bei den jungen Kollegin-
nen und Kollegen im Land zu planen. 

Nach einem kurzen Empfang ging es 
frisch gestärkt in die erste Arbeitsphase – 
bei einem offenen Austausch wurden die ei-
genen Positionen diskutiert und die Überar-
beitung des Positionspapiers der JuPhi ange-
gangen – was ist realistisch, was ist zukunfts-
weisend und was ist bereits veraltet? Außer-
dem wurde vor dem geselligen, aber durch-
aus auch lehrreichen Programmpunkt das 
konkrete Vorgehen für den nächsten Tag ge-
plant. 

Bei einer Weinprobe mit dem staatlich ge-
prüften Sommelier Arnold Nölly vom Gast-
haus Hasen, drückten die JuPhi selbst ein-
mal wieder die Schulbank und lernten Vieles 
über die Farben und Aromatik der Wein-
welt. Neben allem theoretischem Input durf-
te natürlich auch der eine oder andere gute 
Wein verkostet werden – alles ist Ge-
schmackssache! 

Beim gemeinsamen Abendessen drehten 
sich die Gespräche neben einem freund-
schaftlichen Austausch immer wieder auch 
um die vorangegangenen Gedanken zur Bil-
dungspolitik und, wen überrascht es, Wein. 
Im Anschluss fand die Diskussion bildungs-
politischer Themen im Seminarraum bis spät 
in die Nacht ihre Fortsetzung: Wie organisie-
ren wir unsere JuPhi-Wahlen in den Bezir-
ken? Was gibt es noch zu bedenken? Wie 
stellen wir uns auf? 

Frisch gestärkt ging es am nächsten Tag 
wieder an die inhaltliche Arbeit, Positionen 
und Forderungen der JuPhi wurden konkre-
tisiert. Unsere Rolle im anstehenden Wahl-
kampf für die Wahl der Stufenpersonalräte 
überdacht – wie können wir Wählerinnen 
und Wähler für den Verband gewinnen. 
Hier stellt sich ganz konkret die Frage, wie 
präsentieren wir uns – nicht nur bei der Se-
minarvorstellung. Was wollen die Referen-
darinnen und Referendare von morgen? 
Was benötigen die Lehrkräfte von heute? 
Welche Hürden gibt es, wenn es wir Auf-
merksamkeit für den Verband bei jungen 
Kolleginnen und Kollegen schaffen möchten 
– was ist missverständlich bzw. trifft womög-
lich auf Ablehnung und was hilft uns, uns 
und den Verband positiv nach außen zu prä-
sentieren? 

An der Sichtbarkeit der JuPhi in den so-
zialen Netzwerken beispielsweise wurde di-
rekt in Form eines Fotoshooting bei bestem 
Herbstwetter mit Ines Rudel rund um den 
Schönbuchturm gearbeitet. Es entstand gu-
tes Bildmaterial für die Außendarstellung. 
Mit viel Spaß und Inspiration ging es danach 
zurück in den Tagungsraum, wo es erneut in 
Kleingruppen an die Arbeit an verschiede-
nen konkreten Fragen und Projekten ging. 

Nach zwei arbeitssamen, aber durchaus er-
folgreichen Klausurtagen bleibt am Ende des 
Connect & Create Symposium in Herrenberg 
zu sagen: Die JuPhi – ein wirklich guter Jahr-
gang, angenehm gelb in der Farbe, klar, sprit-
zig und gleichzeitig geerdet. Miriam Plachta

>>>> Die Teilnehmenden 
an der Klausurtagung




